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Erſcheint jeden Dienstag und Freitag 4 Uhr Nachmittags. 


Nr. 73. 


Sreilag, den 16. September 1892. 


Jahrgang J. 


„Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl., 
Pränum eratio napreiſe:“, „ mit Zustellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


Für die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Slijelüekenipiare a 10 kr. im Redactiouslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderuth. 


Sitzungen des Gemeinderathes. 


Dienstag, den 20. September 95 ½5 Uhr Nachmittags. 
Freitag, den 23. September 1892, ½5 Uhr Nachmittags. 


Stenographiſcher Bericht 
über die Öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichs haupt— und Reſidenzſtadt Wien vom 13. September 
1892 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. 
Nep. Prix. 


Vürgermeiſter Dr. Prix: Die Verſammlung iſt bejchlufs- 
fähig. Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Herr Gem. Nat R. v. Neumann hat einen Urlaub 
vom 29. Auguſt bis 19. September erhalten, Herr Gem.-Rath 
Zagörski einen Urlaub vom 13. September bis 10. October. 
Die Herren Gem.-Räthe Bärtl, Djörup und Winkler cut 
ſchuldigen ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung. 

2. Herr Ludwig Berenyi, Beſitzer des photographiſchen 
Ateliers in Hernals, Kirchengaſſe 11, hat ein Album mit photo— 
graphiſchen Aufnahmen der Enthüllung des Radetzky-Monumentes 
für die Stadtbibliothek geſpendet. 

Es wird der Dank ausgeſprochen. 

3. Vom Regiments-Commando des k. u. k. Infanterie-Regiments 
Nr. 84 wurde ein Betrag von 450 fl. als Erträgnis des Abſchieds— 
Concertes der Regimentskapelle für die Armen Wiens mit dem 
Erſuchen übergeben, dafs hievon ein Theilbetrag dem Wiener 
Wärmeſtuben⸗Verein zugewendet werde. (Lebhafter Beifall.) 

Es wird der Dank ausgeſprochen. 


4. Das Scrutinium für die Ergänzungswahl für die Militär— 
tax⸗Commiſſion hat folgendes Reſultat ergeben: 

Abgegeben wurden 33 Stimmen. Je 33 Stimmen entfielen: 

im II. Bezirke auf Frants Djörup, Gemeinderath, als 
Erſatzmann; 

im X. Bezirke auf Gregor Zoh mann, Bezirksausſchuſs, 
als Mitglied, und Johaun Bock, Bezirksausſchußs, als Erſatzmann; 

im XI. Bezirke auf Johann Klein, Bezirksausſchuſs, als 
Erſatzmann; 

im XVI. Bezirke auf Anton Scheidl, Gemeinderath, 
Erſatzmann; 

im XVII. Bezirke auf Lorenz Bayer, Bezirksausſchuſs, und 
Karl Gaßmeier, Bezirksausſchuſs, als Mitglieder, und Ferdi— 
nand Friedl, Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann; 

im XIX. Bezirke auf Joſef Friedl, Bezirksvorſteher, als 
Mitglied. 

5. Ich habe die Ehre, eine Interpellation des Herrn Gem. 
Rathes J. F. Weſſely zu beantworten. 

Die Anfrage war dahin gerichtet, daſs im XIII. Bezirke 
zwiſchen Baumgarten und Unter-St. Veit der Wienfluſs aus 
ſanitär-polizeilichen Rückſichten reguliert wurde, dass damit nichts 
erreicht worden iſt, und ob der Bürgermeiſter geneigt iſt, durch 
feine Organe die Übelſtände am Wienfluſſe unterſuchen und be— 
heben zu laſſen. 

Ich habe die Ehre, darauf zu erwidern, dass nach den ge— 
pflogenen Erhebungen die Cunette im Wienfluſſe zwiſchen Baum⸗ 
garten und Unter-St. Veit bereits hergeſtellt, daſs dieſelbe auch 
ſchon über dieſe Strecke hinaus bis zur Franz Carl-Brücke in 
Ober⸗St. Veit vollendet, jedoch bis auf eine Entfernung von 2 bis 
300 m unterhalb dieſer Brücke durch die letzten Regengüſſe wieder 
zerſtört und dafs in dieſer Strecke ſofort die Herſtellung veranlafst 
worden iſt. 

Ich erſuche, die Einläufe bekanntzugeben. 
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Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

6. Gem.-Nath Herrdegen ſtellt an den Herrn Bürger— 
meiſter die höfliche Anfrage, welcher Behandlung der von ihm 
am 3. 
geſtellte Antrag auf Errichtung einer ſtädtiſchen Dienſtvermittlungs— 
Anſtalt zugeführt wurde und ob der Herr Bürgermeiſter geneigt 
wäre, in Anſehung der von dem Verein der Dienſtvermittler in 
Wien angeſtrebten Feſtſetzung enorm hoher Vermittlungsgebüren, 
dieſe Angelegenheit baldmöglichſt dem Stadtrathe zur Berathung 
und Antragſtellung zuzuweiſen? f 

Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, 
daſs die Erhebungen über den Antrag des Herrn Gem.-Rathes 
Herrdegen nahezu abgeſchloſſen find und dajs das bezügliche 
Magiſtratsreferat nächſtens erſtattet werden wird. 

Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

7. Interpellation des Gem.-Nathes Prauneiß: 


Ich habe in einem Tagesjournal Folgendes geleſen: „Beſchwerden der 
Fiaker und Einſpänner. Am Weſtbahnhofe haben 40 Fiaker, 40 Einſpänner 
und etwa 12 Stellwagen ihre Aufſtellung, und für alle dieſe beſteht nur ein 
einziger Schöpfbruunen. Von der Waſſerleitung im Bahnhofe dürfen die Fuhr— 
werker kein Waſſer entnehmen. Die zahlreichen Pſerde ſtehen dort tagsüber in 
der Sonnenhitze und von dem Schöpfbrunnen iſt nicht genug Waſſer zum 
Tränken der Pferde und Reinigen der Wagen zu bekommen. Wir machen 
hierauf den löblichen Thierſchutzverein und die Geſundheitsbehörde aufmerkſam. 
Ergänzungsweiſe theilen wir mit, daſs kürzlich ein Pferd eines Einſpänners 
im kranken Zuſtande vom Weſtbahuhofe in das Thierarzuei-Inſtitut überführt 
wurde, wo es verendete.“ Da obgenannte Fuhrwerksbeſitzer auch Steuerträger 
und nicht wenig beſteuert ſind, ſo erlaube ich mir an den hochgeehrten Herrn 
Bürgermeiſter die ergebene Anfrage: 


Läßt ſich dieſer Übelſtand nicht abſchaffen? 


NBürgermeiſter: Es wurden die betreffenden Erhebungen 
gepflogen, welche ergaben, dafs dort nicht ein Brunnen, ſondern 
zwei Brunnen ſind. Allerdings mufs conſtatiert werden, dafs bei 
dem einen Brunnen ein großes Gedränge herrſcht und dass bei 
großer Hitze die Ergiebigkeit des Brunnens zu wünſchen übrig 
ließ. Die Aufſtellung eines Auslaufbrunnens mit Benützung des 
der Weſtbahn gehörigen Zuleitungsrohres wäre ohne Schwierig— 
keiten ausführbar. Der Grund und Boden dort gehört aber nicht 
der Gemeinde, ſondern der Bahn, und es wäre Sache der Bahn, 
darum anzuſuchen. Von Seite der Gemeinde wird nicht die ge— 
ringſte Schwierigkeit gemacht werden. 


Schriftführer Gem.-RNath Schrenckh (liest): 


S. Interpellation des Gem.-Nathes Djörup: 

Staatliche und ſtädtiſche Organe wetteifern in der Schaffung prophylak— 
tiſcher Maßregeln zur Hintanhaltung der Cholera. Als ein die Epidemie för— 
dernder Factor werden auch Maſſenanſammlungen betrachtet, die zu beſeitigen 
alle Auſtrengungen gemacht werden, wie dies die in allen Bezirken Wiens 
fortgeſetzten Reviſiouen überfüllter Wohnungen bezeugen. Nur eiue Maſſeu— 
anſammlung wird, trotzdem ſie ſchon ſo oft gerügt wurde, trotzdem deren Ab— 
ſtellung ſchon unzähligemale verlangt, zur Schmach der Großſtadt noch immer 
geduldet; es iſt dies die Überfüllung der Tramwaywaggous. Der Gefertigte 
erlaubt ſich unn in Anbetracht der großen Gefahr, welche Wien bedroht,, den 
Bürgermeiſter zu interpellieren, ob er nicht auch der Anſicht iſt, dafs die Über— 
füllung der Tramwaywaggons für die Bevölkerung eine Gefahr iſt, deren 
Folgen unabſehbar ſind, und ob er es nicht ebenfalls als ein dringendes Gebot 
erachtet, daſs dieſem die Reichshaupt- und Reſidenzſtadt fo tief beſchämenden 
Übelſtande endlich einmal der Garaus gemacht werde? In letzterem Falle 
erlaube ich mir zu fragen, was der Herr Bürgermeiſter zu thun gedeukt, damit 
die Überfüllung der Tramwaywaggons ſofort und für immer aufhöre? 

Ferner erlaubt ſich der Gefertigte mitzutheilen, dafs bei einer Sitzung im 
Statthaltereigebäude, ſowie bei der Localaugenſcheins-Commiſſiou am 10. Anguſt 
a. c. behufs Aufführung von Muſterbaracken für die Wiener Freiwillige Retttuugs— 
Geſellſchaft diverſe Detailfrageu zur Sprache kamen, welche unſer Stadtphyſicus 
> Magiſtratsorgane theilweiſe gar nicht, theilweiſe nur mangelhaft beantworten 
onnten. 

Nachdem jedoch die Beantwortung dieſer Fragen, für den Fall, dafs 
Cholerapatienten nach Wien kommen ſollen, von größter Wichtigkeit iſt, erlaube 
ich mir einige derſelben dem Herrn Bürgermeiſter vorzulegen und zu fragen, 
ob er geneigt iſt, dieſe Fragen einer reiflichen Erwägung zuzuführen: 
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I. Was hat mit den Abfallsſtoffen von Cholera: 
kranken in einem Bahnhof-Veſtibule oder in einem 
öffentlichen Locale zu geſchehen? 

2. Was hat mit Erbrochenem ſowie mit Speiſe— 
reſten von einem Cholerakranken in einem Reſtaura— 
tionslocale zu geſchehen? 

3. Was hat mit unbrauchbar gewordenen Kleidern, 
Lappen, verwendetem Papier (Cloſetpapier), Watte c. 
zu geſchehen? 

4. Was hat zu geſchehen, wenn ein Cholerakranker 
auf der Straße zuſammenſtürzt? 

5. Was hat zu geſchehen, wenn bei einer aus 
einem choleraverdädtigen Orte ankommenden Familie 
von vielleicht ſechs bis ſieben Perſonen am Nordweſt— 
bahnhofe die Krankheit bei Ankunft zum Ausbruch 
kommt? 

6. Auf welche Art und Weiſe tritt die Choleraſtation 
in Function? Wird dieſelbe mit der Behörde und mit 
welcher Behörde in telephoniſche Verbindung gebracht? 

7. Auf welche Art findet überhaupt ein Contact 
zwiſchen Behörde, Station, Pferdebeiſteller und Traus— 
portmittel der Kranken zum Spitale ſtatt? 

Dürgermeifter: Ich habe die Ehre, darauf Folgendes zu 
erwidern. Der Herr Interpellant wünſcht, daſs dieſe feine Fragen 
einer reiflichen Erwägung zugeführt werden und fragt, ob der 
Bürgermeiſter dies zu thun geſonnen ſei. Ich kann darauf nur 
erwidern, daſs alle dieſe Fragen ohnehin erwogen worden ſind. 

Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

9. Interpellation des Gem.-Nathes Vrauneiß: 

Am 19. Juui 1891 habe ich den Antrag eingebracht, daßs zwiſchen der 
Schmelzbrücke und dem Penzinger Viaduct im XIV. Bezirke über den Bahn— 
körper der k. k. Staatsbahnen ein Übergang für Fuſsgänger errichtet werden 
ſoll; mittlerweile hat auch der Bezirksausſchuſs des XIV. Bezirkes eine Eingabe 


desſelben Sinnes gemacht, mit dem Beiſatz, daſs auch um eine Halteſtelle bei 
dieſem Übergang angeſucht werden möchte. 

Nachdem mein Autrag, ſowie auch die Eingabe des Bezirksausſchuſſes 
uuberückſichtigt blieb, erlaube ich mir an den hochgeehrten Herru Bürgermeiſter 
die ergebene Anfrage: 

Wird dieſer mein 
Bezirksausſchuſſes des 
ſichtigung unterzogen? 

Bürgermeiſter: Am 22. Juli iſt in dieſer Angelegenheit 
vom Magiſtrate ein Bericht ergangen. 

Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

10. Interpellation des Gem.-Rathes Brauneiß: 

Eines unſerer Wiener Haus-Regimeuter, das k. u. k. Jufanterie-Regimeut 
Freiherr v. Bauer Nr. 84, welches ſeit ſeinem Beſtande in Wien garniſoniert 
hat und größtentheils aus Wieuern beſteht, verläfst am 16. d. Mts. die Heimat 
und marſchiert in die Herzegowina ab; ich erlaube mir daher au den Herrn 
Bürgermeiſter die ergebene Anfrage: 

Wird der Gemeinderath der Stadt Wien bei der 
Abfahrt des Regiments am Bahnhofe vertreten ſein? 

Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, dafs 
dies nicht der Fall fein wird, das ich mich aber bei dem Oberſten 
des Regiments verabſchieden werde. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Schreuchh (liest): 

11. Interpellation der Gem.-⸗Räthe Eigner und 
Vurſcht: 

Im Verlaufe des heurigen Sommers wurden in der Schmerlinggaſſe im 
XVII. Bezirke mehrere Häuſer erbaut, vou welchen das mit Nr. 19 bezeichnete 
ſchon ſeit längerer Zeit fertiggeſtellt iſt und im Verlaufe dieſes Monates bezogen 
werden ſoll. Nachdem aber in dieſer Gaſſe in dieſer Strecke ein Haupteanal 
noch nicht beſteht, ſo kann der Eigenthümer ſeinen Hauscaual nicht einmünden, 
ſondern mus ihn als Senkgrube benützen. Der Eigeuthümer hat im eigenen 


des 
Berück— 


Antrag und die Eingabe 
XIV. Bezirkes einer 
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Intereſſe alles Mögliche aufgeboten, um den Van dieſes Straßencanales zu 
bewerkſtelligen, ohne bisher einen Erfolg erzielt zu haben. Nachdem aber ein 
ſolcher Übelſtand in gegenwärtiger Zeit die ernſteſten Befürchtungen wachruft, 
und in derſelben Gaſſe weitere vier Häuſer, Nr. 11, 13, 15, 17, der Vollendung 
entgegengehen, welche ebenfalls nicht einmünden können, fo ſtellen wir an den 
Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 

Iſt demſelben dieſer Übelſtand bekannt; 
Hinderniſſe ſtehen der ſofortigen Ausführung 
Straßencanales entgegen? 

Bürgermeifter: Ich werde dieſe Interpellation in der nächſten 
Sitzung beantworten. 

Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 

12. Interpellation des Gem.-Nathes Vincenz 
Sᷓeſſely: 

Durch die Erbauung der Tramwaylinie Gumpendorferſtraße — Wallgaſſe 
muſsten die im unteren Theile der Gumpendorferſtraße beſtandenen Häuſer 
niedergeriſſen und die Straße ſelbſt erweitert werden. An Stelle der alten 
Häuſer wurden prachtvolle aufgeführt, welche ſchon monatelang fertig und auch 
zum großen Theile bewohnt ſind. Die Gumpendorferſtraße in dieſem Theile 
aber befindet ſich in einem troſtloſen Zuſtaude. Durch die Verbreiterung der 
Fahrbahn iſt die Strecke vor den Neubauten ohne Pflaſter, ja nicht einmal 
beſchottert. 

Trotzdem die Bauten ſchon längſt beendigt ſind, trotz der ſchon vor 
Monaten vorgenommenen Ausmeſſung behufs des nothwendigen Pflaſters hat 
die Gumpendorferſtraße in der letzten regueriſchen Zeit ein Bild des Jammers 
geboten. 

Durch lautes Raiſonnieren machten die Paſſauten ihrem Unwillen Luft. 
Noch lauter aber ſind die Klagen der dort etablierten Geſchäftsleute, welche 
durch den daſelbſt beſtehenden, nicht lange auszuhaltenden Zuſtand der Straße 
tief geſchädigt ſind. 

Ich erlaube mir an deu hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 

Iſt derſelbe geneigt, das Nothwendige zu verau— 
laſſen, um dieſen erbärmlichen Zuſtand des erwähnten 
Theiles der Gumpendorferſtraße thuulichſt Schnell abzu— 
ſchaffen? 

Würgermeiſter: Ich werde die Ehre haben, dieſe Interpella— 
tion in der nächſten Sitzung zu beantworten. 


Schriftführer Gem.-⸗Nath Schreuckh (liest): 

13. Interpellation des Gem.-Nathes Röhrl: 

Beim Herannahen des Winters zeigt ſich immer mehr und mehr die 
Erwerbsloſigkeit der ärmeren Bevölkerung von Wien. 

Um dieſe traurige Lage zu verhindern oder zu mildern, wäre es an der 
Zeit, Arbeit zu ſchaffen. 

Nachdem die Arbeiten der beſchloſſenen Verkehrsaulagen noch lange auf 
ſich warten laſſen, daher eine Ausſicht auf Beſſerung der derzeitig traurigen 
Erwerbsverhältniſſe nicht vorhanden iſt, die Commune hingegen in der ange— 
nehmen Lage wäre, Arbeit zu ſchaffen, indem ſie die Waſſerleitungsröhren für 
das in den neuen Bezirken Wiens einzuleitende Hochquellenwaſſer legen könnte, 
ſo wäre es opportun, mit dieſer Arbeit zu beginnen, ſo lange es die günſtige 
Jahreszeit zuläſst. 

In Anbetracht genannter Umſtände und daſs die Bevölkerung der neuen 
Bezirke das Recht hat auf baldige Einleitung von Hochquellenwaſſer, ſowie 
daſs die ärmere Bevölkerung das Recht auf Arbeit und Verdienſt hat, jo ſtelle 
ich an den geehrten Herrn Bürgermeiſter folgende Interpellation: 


Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, ſchleunigſt 
dahin zu wirken, daſs mit der Legung der Rohre für 
die Hochquellenleitung in den neuen Bezirken Wiens 
ſofort begonnen werde? 


Vürgermeiſter: Ich werde dieſe Interpellation in der nächſten 
Sitzung beantworten. 


Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

14. Interpellation des Gem.-Nathes Steiner: 

Es iſt in letzter Zeit wiederholt vorgekommen, daſs Zuſtändigkeitsgeſuche, 
welche von den Bezirksausſchüſſen befürwortet wurden, ſeitens der magiſtra— 
tiſchen Bezirksämter abgewieſen worden find, ohne dafs dieſe Geſuche dem 
Stadtrathe vorgelegt wurden; ſelbſtredend wird hiedurch das Anſehen der 
Bezirksvertretungen, welche aus freigewählten Mäunern der Bürgerſchaft 
beſtehen, verletzt, ja, es muſs ſogar, nachdem das proviſoriſche Statut diesfalls 
keinen Aufſchluſs gibt, ernſtlich bezweifelt werden, ob die magiſtratiſchen Bezirks⸗ 
ämter überhaupt berechtigt find, ſich über das Gutachten der Bezirksausſchüſſe 
einfach hinmwegzufeßen, dasſelbe als nicht heſtehend zu betrachten und ſolche 
Zuſtän digkeitsgeſuche aus eigener Machtvollkommenheit zurückzuweiſen, ohne 
dieſe Geſuche an den Stadtrath zu leiten. 


welche 
dieſes 
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Es liegt gewiss nicht in der Abſicht des Gemeinderathes, die Bedeutung 
der Bezirksausſchüſſe, welche nach dem proviſoriſchen Statute zum Schaden 
der autonomen Verwaltung ohnehin nur einen ſehr beſchränkten Wirkungskreis 
haben, noch mehr herabzudrücken und den ſtädtiſchen Beamten die Vollmacht 
einzuräumen, Gutachten der Bezirksausſchüſſe zu ignorieren. 

Geradezu ſtaunenswert aber iſt das, was den Bezirksausſchüſſen in 
jüngſter Zeit angethan wurde. Bekanntlich wurden ſeit Jahrzehnten den 
Bezirksausſchüſſen ſtets die ſämmtlichen Acten behufs Pflegung der Erhebungen 
und Abgabe des Gutachtens zur Verfügung geſtellt. Am 6. September erhielt 
nun ein Bezirksausſchuſs in Döbling ein gedrucktes Formulare zugeſtellt, in 
welchem er eingeladen wurde, einen Steueract in der Kanzlei einzuſehen und 
ſohin hierüber Erhebungen zu pflegen. 

Nach eingeholter Erkundigung wurde dieſe Neuerung allgemein eingeführt. 

Der obige Herr Bezirksausſchuſs gab wohl die beſte Antwort auf dieſe 
unerhörte Provocation, indem er das betreffende Formulare mit dem Bemerken 
zurückſchickte: „Ich bin nicht in der Lage, den Steueract in der Kanzlei einzu— 
ſehen und hienach Erhebungen zu pflegen. Die mit dieſer Zumuthung aus— 
geſprochene Anſicht, dafs den Bezirksausſchüſſen die Acten nicht anvertraut 
werden können, iſt eine derartig grobe Beleidigung, daſs es mir ſehr angenehm 
wäre, den Schöpfer dieſer genialen Idee kennen zu lernen.“ 

Ich frage daher: 


1. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, den magi— 


ſtratiſchen Bezirksämtern die Weiſung zu ertheilen, 
Zuſtändigkeitsgeſuche, welche vom Bezirksausſchuſſe 


befürwortet werden, unter allen Umſtänden dem Stadt: 
rathe vorzulegen? 

2. Wann gedenkt der Herr Bürgermeiſter das nur 
als Proviſorinm geltende Statut und die Geſchäfts— 
ordnung für die Bezirksausſchüſſe zur endgiltigen 
Berathung und Beſchluſsfaſſung dem Gemeinderathe 
vorzulegen? 

3. Wer hat die Weiſung hinausgegeben, daſs die 
Steueracten nicht mehr den Bezirksausſchüſſen anver— 
traut werden ſollen, und iſt der Herr Bürgermeiſter 
geneigt, den Bezirksausſchüſſen, welche hiedurch auf 
das ſchwerſte beleidigt wurden, volle Satisfaction zu 
verſchaffen, und in welcher Weiſe? 


Mürgermeiſter: Wird in der nächſten Sitzung beantwortet 
werden. 


Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 
15. Interpellation des Gem.-Nathes Eigner: 


Am Abend des 3. d. M. ſpielte ſich im Haufe XVII., Hernalſer Haupt— 
ſtraße Nr. 120 ein Vorfall ab, der die geſammte Bevölkerung dieſes Bezirkes 
in eine außerordentliche Aufregung verſetzt hat und heute noch den allgemeinen 
Geſprächsſtoff derſelben bildet. 

Dieſer Vorfall bildet den Gegenſtand eines im „Deutſchen Volksblatt“ 
vom 8. d. M. erſchienenen und allgemeines Aufſehen erregenden Artikels. Nach 
der Darſtellung dieſes Blattes hätte die bloße Anzeige eines Privatarztes, der 
von der Cholera offenbar uur entfernte Vorſtellung hat, vollkommen genügt, 
um den ganzen unheimlichen Apparat, der von der Behörde für den Ernſtfall 
vorgeſehen iſt, in Bewegung zu ſetzen, und ſollen ſich bei der Durchführung der 
betreffenden Maßregeln Scenen abgeſpielt haben, die ſelbſt fernſtehende Per— 
ſonen ungemein peinlich berühren. 

Dieſer Vorfall iſt nicht allein geeignet, das Vertrauen der Bevölkerung 
in die zu ihrem Schutze gegen eine verheerende Seuche getroffenen öffentlichen 
Anſtalten auf das tiefſte zu erſchüttern, ſondern auch vollkommen danach 
angethan, um ihr zu dem Schrecken vor einer tückiſchen Krankheit noch die 
Sorge um das bedrohte Eigenthum und die Furcht vor groben Verſtößen in 
der Ausübung des Sanitätsdienſtes einzujagen. 

Ich ſtelle daher an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 

1. Iſt die über dieſen Vorfall unzweifelhaft ſogleich 
eingeleitete Unterſuchung bereits abgeſchloſſen, und was 


für ein Ergebnis hat dieſe gehabt? 

2. Wurde der betroffenen Familie der materielle 
Schaden erſetzt, und wer hat für die Koften aufzu— 
kommen? 


5 


3. Im Falle die Commune Wien erſatzpflichtig iſt, 
ſteht derſelben das Regreſsrecht an die ſchuldtragenden 
Perſonen zu? 

1* 
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4. Welche Maßnahmen wurden eingeleitet, um ohne 
Gefährdung öffentlicher Intereſſen die Wiederholung 
ähnlicher Vorgänge zu verhüten? 

5. Wäre nicht beſſer, mit der Desinfection ſämmt— 
licher Einrichtungsſtücke ſowie mit der Vernichtung der 
Wäſche und Kleider ſolange zu warten, bis die Urſache 
der Krankheit oder der Obductionsbefund bekaunt— 
gegeben wird? 

6. Was für Anſtalten ſind getroffen, um im Ernſt— 
falle bei Delogierungen geſunder Perſonen denſelben 
ſofort entſprechende Unterkunft anweiſen zu können? 

7. Was für Einrichtungen beſtehen für die Ent— 
ſchädigung ſolcher Perſonen, deren Eigenthum infolge 
ſanitätsbehördlicher Maßregeln entwertet oder gänzlich 
vernichtet wird? 

und endlich 

8. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, eine authen— 
tiſche Darſtellung des fraglichen Vorfalles — eventuell 
im Wege einer Kundmachung — zu veröffentlichen und 
die Bevölkerung darüber zu beruhigen, daſs bei der 
Durchführung der zu ihrem Schutze gegen die Cholera 
ergriffenen einſchneidenden Maßregeln nicht allein die 
öffentlichen Intereſſen gewahrt, ſondern auch die Grund— 
ſätze der Humanität und Gerechtigkeit befolgt werden, 
damit die Bevölkerung zu dieſen Maßregeln Vertrauen 
faſſe und die behördlichen Anordnungen willig unter— 
ſtü tze? 

Vürgermeiſter: Es iſt noch eine Interpellation ähnlichen 
Inhalts hier überreicht worden und bitte ich, dieſelbe zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-»Rath Schreuckh (liest): 

16. Interpellation der Gem.-Näthe Vurſcht und 
Grünbeck: 

Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 

Der ſenſationelle Fall in der Familie Zauninger, Hernals, Haupt— 
ſtraße 120, der durch Unwiſſenheit zweier Arzte irrthümlich als erſter Cholerafall 
bezeichnet wurde, verurſachte bei der Bevölkerung bedentende Aufregung, und 
man iſt über das uncorrecte, und inhumane Vorgehen von Seite des Dr. 
Lindenbaum und des als Gemeindearzt functionierenden Dr. Rohgrün 
empört. Bei der bedeutenden Erfahrung, Gewiſſenhaftigkeit und beſonderen 
Humanität unſerer Arzte, ſowie bei der wahrhaft aufopfernden Hingabe der— 


ſelben bei der Ausübung ihres Berufes, tritt das Vorgehen der beiden Obge— 
nannten umſo draſtiſcher hervor. 


Auf Grund dieſes Vorfalles, welcher bereits zur Keuntnis des Herrn 
Bürgermeiſters gelangt ſein ſoll, erlauben wir uns folgende Aufragen 
zu ſtellen: 

1. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, eine 
Difeiplinar. Unterſuchung gegen den Gemeindearzt Dr. 
Rohgrün einzuleiten? 

2. Welche Veranlaſſung wurde getroffen, die ſo 
bedanernswerte Familie für ihre überaus großen Nach— 
theile zu entſchädigen? 

3. Welche Maßregeln gedenkt der Herr Bürger— 
meiſter zu ergreifen, um die Wiederholung derartiger 
ſchrecklicher Vorfälle zu verhindern? 

Au den Stadtrath. 

Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes 
mitzutheilen. Der Fall, der ſich mit Herrn Zaun inger ereignet 
hat, iſt bekannt und iſt in den Journalen mitgetheilt worden. Es 
wurden ſofort die genauen Erhebungen angeordnet, bei denen ſich 
ergeben hat, dafs von dem behandelnden Privatarzte die Anzeige 
an das Polizei-Commiſſariat gemacht worden war, dajs Herr 
Zauninger an Cholera geſtorben iſt. Infolge deſſen iſt der 
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ſtädtiſche Arzt Dr. Rohg rün gerufen worden; demſelben wurde 
dies mitgetheilt. Derſelbe hat ſofort die Desinfection angeordnet, 
was zu thun ſeine Pflicht iſt. Es fällt ihm aber nach den Er— 
hebungen hiebei das zur Laſt, daſss er die zur Aufklärung des 
Falles zweckdienlichen Erhebungen und Unterſuchungen an Ort 
und Stelle unterlaſſen hat. 

Alles übrige, was darüber hinausgeht, iſt durch die Erhebungen 
nicht beſtätigt worden. Aus dieſem Grunde wurde dem Dr. Rohgrün 
im Diſciplinarwege eine Rüge ertheilt. Der Sanitätsdiener, welcher 
mit den nöthigen Desinfectionsmitteln verſehen in die Wohnung 
gekommen iſt, hat ſich in nicht anſtändiger Weiſe benommen. Das 
muſs conſtatiert werden. Das iſt nach den Erhebungen richtig. 
Dieſer Sanitätsdiener iſt aber ſonſt ein brauchbarer und verwend— 
barer Menſch. Er wurde daher nicht ſofort mit der ſtrengſten 
Strafe belegt, ſondern es wurde ihm ein Verweis ertheilt; der 
betreffende Diener würde aber im Wiederholungsfalle ſelbſtverſtändlich 
entlaſſen. 

Was die Entſchädigungsfrage anbelangt, ſo iſt die Gemeinde 
nicht verpflichtet, irgend einen Betrag hiefür zu leiſten, um dieſe 
Desinfectionen in den Wohnungen vorzunehmen. (Hört! links.) 
Das kann jedem von uns geſchehen. Allein, ich habe nach den ge— 
pflogenen Erkundigungen und insbeſondere mit Rückſicht darauf, 


dass dieſer Familie dadurch im Geſchäfte Schaden zugefügt wurde, 


Anlaſs genommen, dafs ihr ein Betrag von 200 fl. eingehändigt 
werde. Dass in Zukunft ſich ſolche Fälle nicht mehr ereignen, dafür, 
glaube ich, wird am beſten die Offentlichkeit dieſes Falles ſorgen. 
Es wird übrigens Aufgabe der Sanitätsperſonen, ſowie die meine 
ſein, dafür zu ſorgen, das ſolche Fälle, die eigentlich von Kopf— 
loſigkeit zeugen, verhindert werden. (Beifall.) 

Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

17. Dringlichkeits-Antrag des Gem.-Nathes Lang 
und Genoſſen: 

Wenn auch die Reichshauptſtadt bisher von der Cholera verſchont wurde 
und wohl auch in Zukuuft verſchont bleiben wird, ſo müſſen dennoch alle nöthig 
erſcheinenden Maßregeln ergriffen werden, um die Einſchleppung dieſer Seuche 
zu verhindern, vor allem aber mußs die Bevölkerung wiſſen, welche Maßnahmen 
ſie beobachten ſoll. - 

Die Gefertigten ſtellen demnach folgenden Antrag: 

Die Vorſichtsmaßregeln gegen die Cholera ſollen 
in populärer Form in Druck gelegt und an ſämmtliche 
Mietparteien Wiens vertheilt werden 


Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

18. Antrag des Gem.-Nathes Nöhrl: 

In Anbetracht der Nothwendigkeit und Reinlichkeit ſtelle ich folgenden 
Antrag: 

Der löbliche Gemeinderath beſchließe: 

Es ſeien im Gumpendorfer Schlachthauſe ſämmtliche 
und Stallungen einer gründlichen 
Renovierung zu unterziehen. 

Bürgermeifler: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Schreuckh (liest): 

19. Antrag des Gem.⸗Nathes Kirchmayer und Genoſſen: 
Jun der ehemaligen Gemeinde Hietzing des nunmehrigen XIII. Gemeinde— 
Bezirkes beſteht noch das veraltete Senkgruben-Syſtem. Die Bewohnerſchaft 
hofft bis heute vergeblich auf eine endliche Canaliſierung, wodurch zahlreiche 
ſanitäre ÜUbelſtände bejeitigt und große Koſten vermieden würden. Die Möglichkeit, 
daſs eine Durchſickerung der Jauche aus den Senkgruben in die Hausbrunnen 
ſtattfiuden kann, beunruhigt die Bevölkerung, insbeſondere in Zeiten, wo eine 
Epidemie zu befürchten iſt, in hohem Grade. 

In Erwägung, dafs am linken Penzinger Wienufer die Canaliſierung 
bereits durchgeführt iſt und die Bewohnerſchaft Hietzings mit Recht erwarten 
darf, daſs unumehr auch ihr die Wohlthat der Canaliſierung zugewendet werde, 


a EN u Zu Zw u 


By SW Zu u ZU Zw ZW Zu ZU —— ̃ u— — a an RR 


in Erwägung, daßs get Einbeziehung der Vororte die Verfrachtung des 
Unraths mitten durch die Straßen Hietzings bis nach Atzgersdorf unter großen 
finanz ielen Opfern der Hausbeſitzer vorgenommen werden muſs, 

in Erwägung, daſs die unmittelbare Nähe des k. k. Luſtſchloſſes Schön⸗ 
brunn die Commune Wien ſchon veranlaſſen ſollte, mit dem zuzeiten von 


Epidemien ſich vielleicht als Seuchenherd erweiſenden Senkgruben-Syſteme 


gründlich aufzuräumen, 

in endlicher een, daſs die ehemalige Gemeinde Hietzing nur durch 
die Einbeziehung der Vororte gehindert wurde, das ſchon lange beſtehende 
Canaliſierungs-Project durchzuführen und dieſe Gemeinde bei 300.000 fl. der 
Großcommune an Vermögen zugeführt hat, beantragen die Gefertigten: 


Das Stadtbauamt ſei zu beauftragen, wegen ſo— 
fortiger Canaliſierung des rechten Wienufers in Hietzing 
die nöthigen Erhebungen zu pflegen und die Buch— 
haltung anzuweiſen, den 
in das Budget des Jahres 1893 einzuſtellen. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung. Ich erſuche den Herrn 
Gem.⸗Rath Dr. Grübl zum Referat. 

20. Neferent Gem.-Rath Dr. Grübl: Zahl 137. Der 
löbliche Gemeinderath hat am 10. Juni 1892 beſchloſſen, es ſeien 
bei den magiſtratiſchen Bezirksämtern II, III, IV und y, WI und VII 


mit 1. Jänner 1893 Steueramts-Abtheilungen zu errichten und 


die diesfalls erforderlichen Vorarbeiten ſowohl in adminiſtrativer 
wie in baulicher Beziehung noch im Laufe des Jahres durch— 
zuführen und habe der Magiſtrat über die Details dieſer Durch— 
führungen zu berichten. 

In Ausführung dieſes Beſchluſſes hat nun das Steueramt 
einen ausführlichen Bericht erſtattet und im weſentlichen auf 
Folgendes hingewieſen: Es wird in dem Berichte bemerkt, dals 
die Conti für die Realſteuern, alſo für die Grund-, Hauszins— 
ſteuer und für die Hpercentige Einkommenſteuer der von der Haus— 
zinsſteuer befreiten Häuſer nach Bezirken ſchon bisher ſeparat 
geführt werden und dafs daher diesfalls eine Arbeit zum Zwecke 
der Theilung des Steueramtes nach Bezirken nicht nothwendig iſt. 

Anders verhält ſich die Angelegenheit bezüglich der Erwerb— 
und Einkommenſteuer. Diesfalls wird darauf hingewieſen, daßs circa 
120.000 Conti exiſtieren, daſs dieſe Contis nach Aſſignations-Zahlen 
geordnet find, dass ferner dieſe Aſſignations-Zahlen früher je nach 
dem Einlaufe und je nachdem eine Abtheilung beſetzt war, zu— 
gewieſen worden find, daſs aber ſchon ſeit dem Jahre 1881 das 
Beſtreben darauf gerichtet war, die Conti nach den Aſſignations— 
Zahlen nach den Bezirken zu ordnen. 

kichtsdeſtoweniger wird die Herſtellung der decentraliſierten 
Bezirksamts⸗Abtheilungen, die Herſtellung der diesfalls erforderlichen 
Bücher eine große Arbeit verurſachen, eine Arbeit, wie eine ſolche — 
wie das Steueramt ſagt — ihm bisher noch nicht obgelegen hat. 

Das Steueramt regt auch an und wünſcht, dafs nicht nur 
nach Maßgabe der Bezirksämter decentraliſiert werde, ſondern nach 
den ſämmtlichen neun Bezirken, nachdem die Decentraliſierung für 
den X. Bezirk ſchon früher beſchloſſen worden iſt, damit, wenn der 


Bedarf es erforderlich herausſtellen ſollte, für jeden Bezirk ſofort, 


ſobald der löbliche Gemeinderath es beſchließen ſollte, eine eigene 
Steueramts-Abtheilung errichtet werden könnte. 

Zur Herſtellung dieſer Arbeiten iſt nun Folgendes erforderlich: 
Es ſollen zuerſt ſogenannte Conto-Auszugsblätter errichtet werden, 
das heißt es ſollen auf Grund der beſtehenden Folien Blätter 
errichtet werden, wie eines hier vorliegt, welches alle erforderlichen 
Daten enthält. Wenn dieſe Conto-Auszugsblätter fertig find, ſoll 
durch die Beamten eine Vergleichung der Vorſchreibungen der 
Steuerämter, alſo der Steuerbücher ſtattfinden, es ſoll erſtens eine 
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wirklich vom Stadtrathe ſofort verausgabt werden können. 
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Vergleichung in der Richtung ſtattfinden, ob in dem betreffenden 


Bezirke der Steuerträger auch von der Steuer-Adminiſtration 
geführt wird, damit die Steueramts-Abtheilungen mit den Steuer— 
Adminiſtrationen ſtimmen. Dann ſoll eine Vergleichung hinſichtlich 
der verſchiedenen Notizen ſtattfinden, welche dieſe Blätter enthalten, 


Name, Stand, Adreſſe, Steuerſchuldigkeit. 


Zur Herſtellung dieſer Arbeit — meint das Steueramt — 
iſt es nothwendig, daſs im Laufe des Monates September für jede 
Abtheilung 3 Arbeitskräfte, alſo für 9 Abtheilungen 27 Arbeits— 
kräfte in den Nachmittagsſtunden arbeiten. Für dieſe Thätigkeit 
ſoll eine Vergütung von 1 fl. 20 kr. per Perſon geleiſtet werden, 


Taggeld von 1 fl. 20 kr. beſchäftigt werden. 

Im October ſoll mit der Herſtellung der Conti begonnen, es 
ſollen die betreffenden Daten eingetragen und vollendet werden 
und gegen Schluſs des Monates December ſollen nun die richtig— 
geſtellten Daten aus den alten Steuerbüchern auf Grund der 
Steuer-Auszugsconti in die neuen Bücher eingetragen werden. 
Das erfordert eine Verwendung von 40 Perſonen durch 75 Tage, 
nämlich October, November und December mit Ausſchluſs der 
Sonn- und Feiertage und beanſprucht 3600 fl., mit den 810 fl. 


für den Monat September 4410 fl. Zu dieſen Koſten des Perſonales 


kommen dann noch die verſchiedenen Auslagen für die Herſtellung 
der Druckſorten, für die Herſtellung der Bücher und endlich auch 
die Koſten für das Taxamt, bezüglich deſſen ſich aber nur ein ſehr 
geringer Aufwand ergibt, weil das Taxamt ohneweiters nach 
Bezirken getrennt werden kann; im ganzen alſo ein Aufwand von 
59209 fl. 80 kr., von welchen ein Theilbetrag von 4410 fl. noch 
zu decken wäre, während der Reſt gedeckt iſt. Der Magiſtrat ſchließt 
ſich den Anträgen des Steueramtes an und kommt zu dem Antrage 
(liest): 

Es ſeien die vom Magiſtrate vorgeſchlagenen Vor— 
arbeiten für die Errichtung dieſer Steueramts-Abthei— 
lungen in Angriff zu nehmen und ſei zur Beſtreitung 
des hiefür erforderlichen, nicht bedeckten Koſtenauf— 
wandes per 4410 fl. ad Ausgabs-Rubrik IV 18 „Diäten, 
Commiſſionsgebüren, Koſtgelder ꝛc.“ ein Zuſchuſseredit 
in dieſer Höhe zu bewilligen. 

Ich bitte um die Genehmigung dieſes Antrages. 

Gem.-Nath Dr. Iriedjung: Meine Herren! In dieſem 
Falle beſchäftigt uns eine Angelegenheit, in der die Erledigung der 
Competenzfrage nicht unintereſſant iſt. Bekanntlich hat ſich der 
Stadtrath bisher das Recht genommen, alle jene Beträge, welche 
bis 5000 fl. zu verausgaben ſind, ſelbſt zu bewilligen, und ſind 
dieſelben dann verausgabt worden. In dieſem Falle ſchlägt uns 
der Stadtrath vor, daſs wir 4410 fl. bewilligen ſollen, alſo einen 
Betrag, der nicht die Höhe von 5000 fl. erreicht. Es iſt freilich 
der Sachverhalt nicht ganz einfach. Die Geſammtausgabe beträgt 
5929 fl.; es iſt aber der Betrag von 1500 fl. gedeckt, und wir 
ſollen jetzt 4400 fl. bewilligen. Ich bin vollſtändig damit ein— 
verſtanden, daſs dieſe Angelegenheit der Beſchluſsfaſſung des Ge— 
meinderathes unterbreitet iſt. Ich habe nämlich niemals die Auf- 
faſſung getheilt, daſs Beträge bis zu 5000 fl., wenn ſie nicht 
präliminiert waren, einfach vom Stadtrathe verausgabt werden 
konnten. Ich habe die SS 52 und 72 unſeres Gemeindeſtatuts ſtets 
jo aufgefaſst, dafs nur unvorhergeſehene Ausgaben, deren Be— 
willigung dem Gemeinderathe nicht mehr unterbreitet werden kann, 
In 
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dieſem Falle nun bewilligen wir die Verausgabung eines Betrages 
von 4410 fl. Ich betrachte dieſen Fall für einen günſtigen Präcedenz⸗ 
fall, ich betrachte dieſen Fall für ein Entgegenkommen an den 
Gemeinderath, und ich möchte mich, wenn uns mitgetheilt würde, 
dafs uns nur deswegen dieſe Angelegenheit vorgelegt wurde, weil 
wir eigentlich 5900 fl. ausgeben, ſehr enttäuſcht fühlen in der 
angenehmen Vorausſetzung, die ich gemacht habe. So wie uns 
dieſer Antrag vorliegt, ohne den Commentar des Herrn Bericht— 
erſtatters, betrachte ich dieſen Beſchluſfs des Gemeinderathes, wo 
4410 fl. bewilligt wurden, als eine Anerkennung des Rechtes, 
daſs der Gemeinderath ſolche Ausgaben bis zu 5000 fl., welche 
nicht unvorhergeſehen ſind, welche nicht plötzlich gemacht werden 
müſſen, ſelbſt beſchließen müſſe, und es ſtimmt das vollſtändig 
überein mit der Auffaſſung welche der geehrte Herr Berichterſtatter 
als Berichterſtatter über das Gemeindeſtatut ausgeſprochen hat; er 
hat nämlich ſelbſt ſeinerzeit geſagt, daſs nur unvorhergeſehene 
Ausgaben bis 5000 fl. nicht der Bewilligung des Gemeinderathes 
unterbreitet werden müſſen. In dieſem Sinne kann ich alſo nur 
zuſtimmen, und ich bin deshalb ſehr angenehm berührt, dafs dieſe 
Angelegenheit der Competenz des Gemeinderathes unterbreitet wurde. 

Vürgermeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Referent (zum Schluſswort): Ich bedauere ſehr, mich der 
Anſicht des Herrn Vorredners nicht anſchließen zu können; es 
heißt in lit. p § 52 ausdrücklich: „Die Bewilligung von allen 
nicht präliminierten Auslagen, wenn dieſelben mehr als 5000 fl. 
betragen“, ferner „die Bewilligung zur Überſchreitung einer Budget— 
poſt, wenn die Überſchreitung mehr als 5000 fl. beträgt“. Das iſt 
hier der Fall, wenn auch um die Genehmigung eines Betrages 
von 4410 fl. gebeten wird, weil dieſe Budgetpoſt IV 15 bereits 
durch Beſchluſs des Stadtrathes für die Herſtellung der verſchiedenen 
Bezirksämter ꝛc. im Sinne der lit. p $ 52 um 5000 fl. über— 
ſchritten worden iſt. 

Nachdem alſo nunmehr durch dieſe Beſchluſsfaſſung die Com— 
petenz des Stadtrathes erſchöpft iſt, wurde dieſes Stück an den 
Gemeinderath zur Berichterſtattung gewieſen. 

In anderer Beziehung wurde gegen den Antrag keine Ein— 
wendung erhoben, ich bitte alſo um die Genehmigung. 

Gem.-Nath Dr. Friedzung (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Ich bin in der Lage, eine thatfächliche Berichtigung in dem Sinne 
vorzubringen, dass ich eine Stelle vorleſen werde aus der Rede 
des Gem.⸗Rathes Dr. Grübl als Referenten über das Ge— 


meindeſtatut, in welcher er eine gegentheilige Anſicht ausgeſprochen 


hat. Es war dies in der Gemeinderaths-Sitzung vom 9. October 
1890. Ich will die Stelle nicht ganz vorleſen. 

Vürgermeiſter: Ich bitte, nur kurz; es iſt eine thatſächliche 
Berichtigung. 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Der Kern der thatſächlichen 
Berichtigung beſteht darin, daßs ich conſtatiere, das Gem.-Nath 
Dr. Grübl entgegen dem, was er heute geſagt hat, conſtatiert 
hat (liest): „Es ſind das unvorhergeſehene Gegenſtände, welche 
erledigt werden müſſen und der Gemeinderath hätte nicht die 
Wahl, dieſerwegen dagegen zu opponieren.“ Damals wurde alſo feſt— 
geſtellt, daſs nur bei unvorhergeſehenen Ausgaben das Bewilligungs— 
recht des Stadtrathes bis 5000 fl. vorzuſehen ſei. 

Diürgermeifter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Gegen den 
Antrag des Referenten wurde keine Einwendung erhoben, ich 
erkläre denſelben für angenommen. 
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Es wurde daher beſchloſſen: 
Es die Magiſtrate 
Vorarbeiten für die Errichtung dieſer Steueramts— 
Abtheilungen in Angriff zu nehmen und ſei zur 
Beſtreitung des hiefür erforderlichen, nicht bedeckten 
Koſtenaufwandes per 4410 fl. ad Ausgabs-RubrikIVI8 
„Diäten, Koſtgelder ꝛc.“ 

Zuſchuſscredit in dieſer Höhe zu bewilligen. 
21. Referent Gem. -Rath Dr. Grübl: Ich habe noch 
über ein kleines Stück zu referieren; ich glaube nicht, dass ein 
gedruckter Antrag vorliegt. Es handelt ſich um die Beſchaffung der 
Lehrmittel für die Bürgerſchule im XII. Bezirk, Gaudenzdorf. Es 
ergibt ſich da ein Aufwand von 1800 fl. für die dort nothwendigen 


ſeien vom vorgeſchlagenen 


Commiſſiousgebüren, ein 


Lehrmittel. Dieſer Betrag iſt budgetmäßig nicht mehr gedeckt, 


ſondern dieſe Poſt ſchon in der früher angegebenen Weiſe über— 
ſchritten. 

Infolge deſſen gelaugt dieſes Stück an den Gemeinderath 
und ich bitte um Ihre Zuſtimmung, dafs zur Poſt XILIII „An- 
ſchaffung von Lehrmittelu“ ein weiterer Zuſchuſseredit 
von 1800 fl. genehmigt werde. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet fich.) 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, zur Poſt XIIII 
„Anſchaffung von Lehrmitteln“ einen Zuſchuſseredit 
von 1800 fl. 


Bürgermeiſter: Ich erſuche den Herrn Gem. -Rath Kreindl, 
zu referieren. 

22. Referent Gem.-Nath Kreindl: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 5462 über die Verbeſſerung der Beleuchtung der Schule 
im XIX. Bezirke in der Pantzergaſſe zu referieren. Dieſe Schule 
in der Pantzergaſſe iſt ein zwei Stock hohes Gebäude, welches von 
lauter dreiſtöckigen Häuſern umgeben iſt. Mehrere Lehrzimmer, 
die vierfenſtrig ſind, ſind ſehr ſchlecht beleuchtet. In vier ſolchen 
Zimmern wird auch gewerblicher Unterricht ertheilt. Zu dieſem 
Behufe hat eine Commiſſion draußen getagt und hat beſchloſſen, 
daſs hier eine Vermehrung der Gasflammen platzgreifen ſoll und 
mufs. Zu dieſem Zwecke wäre jedoch ein Zuſchuſseredit von 250 fl. 
zu bewilligen. Die jährlichen Auslagen für den Mehrverbrauch 
an Gas würden 60 fl. betragen. 

Nachdem dieſe Angelegenheit eine ſehr dringliche iſt, bitte ich, 
dieſen Zuſchuſseredit von 250 fl. zu bewilligen. 

Gem.-Nath Steiner: Ich ſtimme ſelbſtverſtändlich dem An— 
trage des Herrn Referenten zu. Als mir aber der Antrag zu— 
geſendet wurde, dachte ich mir, wie es kommt, daßs erſt jetzt, kurz 
vor Beginn der Schule eine Vermehrung der Gasflammen platz— 


zu genehmigen. 


greifen ſoll. Ich habe mich daher in die Schule begeben, habe 


die Lehrzimmer angeſehen und dort erfahren, dafs ſchon Mitte 
Juni eine Commiſſion dort war, und jetzt erſt kommt der Antrag 
vor das Plenum des Gemeinderathes, weil übermorgen mit dem 
Schulbeſuch begonnen werden ſoll. Ich möchte das geehrte Prä— 
ſidium auf etwas aufmerkſam machen, was ſelbſtverſtändlich weder 
der Herr Bürgermeiſter, noch die Herren im Stadtrathe wiſſen 
können. Es iſt laut Zuſchrift des Magiſtrates vom 4. Mai, 
Magiſtrats-Zahl 64911, ſchon der Auftrag an das ſtädtiſche Bau— 


amt ergangen, die dortigen Schulzimmer durch einen Maler färbeln zu 
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laſſen. Nun iſt gelegentlich der Adaptierungen — und ich mußs jagen, 
es iſt viel adaptiert worden — der Auftrag ſeitens des ſtädtiſchen 
Bauamtes nicht eingehalten worden, ſondern die Localitäten ſind 
mit Kalk gefärbelt und die Mauer gemacht worden. Es iſt früher 
fo geweſen, dass die Localitäten durch Leimfarbe rein hergeſtellt 
worden find und es iſt bedauerlich, daſs die Schullocalitäten, die 
ich heute morgens in Augenſchein genommen habe, ſchlechter aus— 
ſehen als die früher nicht gefärbelten. Es liegt im Intereſſe der 
Steuerzahler, dass die Arbeiten der ſtädtiſchen Contrahenten jo 
durchgeführt werden, wie ſie bezahlt werden. Nun ſind dieſe 
Schulen geweißt, in ſchlechtem Zuſtande gereinigt und jetzt kommt 
man mit der Vermehrung der Gasflammen, zwei Tage vor Schul— 
beginn. Wenn die Commiſſion im Juni getagt hat, ſo hätte die 
ſtädtiſche Bauamtsabtheilung rechtzeitig daran denken ſollen, zu einer 
Zeit, wo die Adaptierungen in den Schulräumen noch nicht vor— 
genommen waren. Ich habe kürzlich eine kleine Schotterangelegenheit 
in dem Bezirke gehabt; ich möchte bitten, dafs das Präſidium an 
das Bauamt den Auftrag ergehen laſſe, ſtreng darauf zu ſehen, 
dais die ſtädtiſchen Contrahenten das leiſten, wofür fie bezahlt 
werden. Ich gebe recht gern zu, dass zu wenig techniſche Organe 
ſind; es iſt nicht möglich, daſs die Herren all das erledigen. Aber 
wenn es, wie vergangene Woche, vorkommt, daſs von dem von mir 
beanſtändeten Schotter, der Gott fer Dank, über meine Anzeige 
jetzt nicht übernommen wird, weil er 50 Percent weniger wert iſt, 
trotzdem ein Theil bereits übernommen wurde, ſo würde ich den 
Herrn Bürgermeiſter bitten, ſtrenge darauf zu dringen und die 
ſtädtiſchen Organe anzuweiſen, daſs fie rigoros vorgehen mögen. 

Referent (Schlußwort): Nachdem kein Gegen-Antrag geſtellt 
iſt, bitte ich bloß nochmals um Aunahme des Antrages, welcher 
ſehr dringlich iſt. (Heiterkeit links.) 

Zürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, zur Rubrik XLIII 4, 
„Beleuchtung der Volksſchul-Localitäten“ einen Zu— 
ſchuſscredit von 250 fl. zu genehmigen. 


23. Referent Gem.-Nath Kreindk ad Beilage Nr. 162: 
Der Act betrifft das Project für die Straßenherſtellung der Glaſer— 
und Rögergaſſe, ſowie für die Regulierung der Roſsauerlände bei 
der Einmündung der Glaſergaſſe im IX. Bezirke. 

Von der Porzellangaſſe geht ſenkrecht auf die Roſsauerlände 
die Glaſergaſſe, welche zum großen Theile ausgebaut iſt und 
herüber führt die Rögergaſſe, welche gegenwärtig ganz ungangbar 
iſt. Der Magiſtrat legt nun einen Koſtenvoranſchlag in der Höhe 
von 3763 fl. 88 kr. vor, nach welchem dieſe Straße vollkommen 
beſchottert und die Übergänge und Rinnſale gepflaſtert werden 
ſollen. Weiters beantragt der Magiſtrat, den Herrn Bezirks— 
vorſteher aufzufordern, die nothwendige Abgrabung eines kleinen 
Theiles, welcher zu planieren iſt, durch die Bezirkstaglöhner vor— 
nehmen zu laſſeu. ö | 

Nachdem der Winter bereits heranrückt, die Sache ſomit 
dringlich iſt, bitte ich, dem Antrage des Magiſtrates zuzuſtimmen. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Was für ein Schotter wird 
hier verwendet? 

Referent: Schlägelſchotter. 

Zürgermeifler: Wünſcht noch jemand das Wort? Wenn 
nicht, jo bitte ich jene Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden 
find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
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Es wurde daher beſchloſſen: 

Das Project über die Straßenherſtellung in der 
Glaſergaſſe und dem anſchließenden Theile der Röger— 
gaſſe, ſowie über die Regulierung der Rofſsauer— 
lände bei Einmündung der Glaſergaſſe mit dem nicht— 
bedeckten Koſtenerforderniſſe von 3763 fl. 88 kr. zu 
genehmigen und zur Ausgabs Rubrik XXII 1 d einen 
Zuſchuſscredit in dieſer Höhe zu bewilligen. 


24. Aeferent Gem.- Bath Kreindl: Ich hatte ſchon im 
Vorjahre die Ehre, über eine Subvention an den Eliſabethenverein 
zu berichten, welcher alljährlich 200 fl. erhält. Heuer ſucht der 
Verein wieder um eine Subvention au, nachdem er 56 Familien 
mit zuſammen 35.000 fl. unterſtützt hat und ich bitte Sie, dem 
Antrage des Stadtrathes zuzuſtimmen, daſs dem Vereine pro 1895 
wieder eine Subvention von 200 fl. bewilligt wird. 

Bürgermeifter (uach Befragen der Verſammlung): Ange— 
nommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, Maria 
Eliſabethen-Verein eine Subvention von 200 fl. pro 
1892 zu bewilligen. 


25. Referent Gem.-Nath Schlechter: Ich habe die Ehre, 
zu referieren über die Beilage Zahl 146, und zwar handelt es ſich 
um weitere techniſche Vorkehrungen, beziehungsweiſe Anſchaffung 
von Röhren und Schiebern, welche für die Durchführung der 
Waſſerverſorgung in unſeren neu angegliederten Vorortebezirken 
beſtimmt ſind. 

Es iſt bereits mit Gemeinderaths-Beſchluſs vom 5. April 1892 
beſchloſſen worden, zum Zwecke der Herſtellung des Rohrnetzes in 
den ehemaligen Vorortegemeinden, und zwar zur Anſchaffung des 
erſten Bedarfes, ſowohl an geraden, als an Fagonröhren einen 
Betrag von 173.000 fl. zu bewilligen. 

Bei dieſer Gelegenheit wurde auch die Erweiterung des Rohr— 
depots am Laagerberg um den Betrag von 6600 fl. beſchloſſen; 
letztere Arbeit iſt bereits in der Ausführung begriffen. 

Mit einem weiteren Gemeinderaths-Veſchluſſe vom 27. Juli 
1892 wurde die Lieferung der erforderlichen Schieber und Maſchinen— 
beſtandtheile ſpeciell für die Waſſerverſorgung des XIV. und XV., 
nebſt Theilen des XII. und XIII. Bezirkes bewilligt und iſt auch 
die Ausſchreibung dieſer Lieferung bereits vom Magiſtrate erfolgt. 

Das Stadtbauamt hat nun einen Bericht und Koſtenanſchlag 
vorgelegt und meint, es ſei angezeigt, die weiteren Beſtellungen 
zu machen, damit, wenn die Rohrlegung im nächſten Frühjahre 
beginnen wird, das erforderliche Materiale vorhanden iſt. Es 
ſollten nach dieſer Vorlage des Bauamtes, die auch buchhalteriſch 
adjuſtiert iſt, gerade und Façonröhren um den Betrag von 
258.165 fl. 88 kr., ferner Maſchinenbeſtandtheile, Schieber, Hy- 
dranten um 107.500 fl. angeſchafft werden, jo daſs das Geſammt— 
erfordernis 365.665 fl. 88 kr. ausmachen würde. Das Stadt— 
bauamt meint aber, daſs ſolche Nachläſſe zu erwarten ſeien, dafs 
dieſe Ziffer ſich auf rund 330.000 fl. herabmindern wird, es 
meint aber weiters, daſs mit Rückſicht auf den Lieferungstermin 
von ſechs Monaten und die vorgeſchriebene Druckprobe und das 
Abwägen in der Probierſtation, welche einen erheblichen Zeitraum 
in Anuſpruch nehmen dürften, die Anweiſung der Abſchlagszahlungen 
auf dieſe zu beſtellenden Röhren und Maſchinenbeſtandtheile ſelbſt— 


dem 
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verſtändlich nicht mehr im Laufe dieſes Jahres erfolgen wird, 
ſondern meint, daſs pro 1892 nur 100.000 fl. zur Verfügung 
geſtellt werden müſsten. Nun wird dabei aufmerksam gemacht, 
daſs bei Gruppe 6, Rubrik VI 26a „Herſtellung neuer Rohr— 
ſtränge“ keine Deckung mehr vorhanden iſt und wird vom Ma— 
giſtrate vorgeſchlagen, den Betrag, der heuer noch zu bedecken 
wäre, auf das Gebarungsreſultat zu verweiſen und für jenen 
Betrag, welcher im nächſten Jahre zu decken kommt, im Budget 
Vorſorge zu treffen. Ich bemerke, daſs ſich dieſer Auſchauung der 


Stadtrath nicht augeſchloſſen hat, nämlich den heuer noch zu 


deckenden Betrag auf das Gebarungsreſultat zu verweiſen, ſondern 
ihn auf den Reſervefond verweiſen will, wobei ſelbſtverſtändlich 
eine entſprechende Vorlage ſeitens der Buchhaltung zu machen wäre. 

Das Stadtbauamt hat auch ferner noch beantragt, es möge 
eine kleine Abänderung gegenüber den Bedingniſſen eintreten, welche 
bei der erſten Ausſchreibung platzgegriffen haben, und zwar wäre 
der § 19 bezüglich der zweijährigen Haftpflicht dahin abzuändern, 
dafs diejenigen, welche Rohre zu liefern haben, von der zwei— 
jährigen Haftpflicht entbunden werden. Das Bauamt hat dies damit 
motivirt, daſs, nachdem die Rohre in der ſtädtiſchen Probierſtation 
geprüft und an die betreffende Stelle überführt werden, das 
Riſico, welches in der längeren Haftung von dem Unternehmer 
getragen werden mufs, vielleicht im Preis ſich ausdrücken dürfte 
und bei Weglaſſung der zweijährigen Haftpflicht eine Herab— 
minderung des Lieferungspreiſes eintreten dürfte. Es ſpricht ſich 
die Buchhaltung und der Magiſtrat dagegen aus, weil ſchon 
Theile auf dieſe Weiſe übernommen worden ſind und daher in 
dem vorliegenden Autrage keine Anderung der Bedinguiſſe ein— 
treten ſollte. Ich habe hiemit eine Darſtellung der Sachlage ge: 
geben und bemerke bloß mehr, dass bezüglich der Überweiſung der 
Koſten vom Stadtrathe nicht beautragt wird, dass dieſe auf das 
Gebarungsreſultat zu verweiſen find, ſondern dafs der Betrag auf 
den Reſervefond verwieſen wird. 

Ich habe die Ehre, die Anträge des Stadtrathes zur Verleſung 
zu bringen und der Annahme des Gemeinderathes zu empfehlen 
(liest): Für das Rohrnetz der Hochquellenleitung in 
den ehemaligen Vorortegemeinden wird die vom Ma: 
giſtrate beantragte Sicherſtellung einer weiteren Nie: 
ferung an Röhren und Maſchineubeſtandtheilen ge— 
nehmigt, und zwar die Anſchaffung von geraden und 
Faconröhren im buchhalteriſch adjuſtierten Betrage von 
258.165 fl. 88 kr. und die Lieferung der Schieber und 
Hydranten im Betrage von 107.500 fl. 

Hiefür iſt eine öffentliche ſchriftliche Offertver— 
handlung unter Zugrundelegung der vorgelegten Be— 
dingniſſe, wobei die im S 19 der Vorſchrift II vom 
Bauamte eliminierte zweijährige Haftungspflicht auf— 
recht zu erhalten iſt, mit einem Liefertermine ($ 6, 
Vorſchrift I und II) von ſechs Monaten auszuſchreiben. 

Die im Jahre 1892 auflaufenden Koſten von 
rund 100.000 fl. ſind auf den Reſervefond zu ver— 
weiſen und die entfallenden reſtlichen Koſten im Budget 
des Jahres 1893 ſicherzuſtellen. 

Gem.-⸗Aath Dr. Friedjung: Es iſt eine intereſſaute 
finanzielle Frage, die uns mit dieſem Antrage beſchäftigt. Ich 
habe mir hier eine Zuſammeuſtellung gemacht über die Ausgaben, 
welche wir für den Ausbau der Waſſerleitung, ſpeciell für die 
Vororte bereits gemacht haben, und ich bin zu einem intereſſanten 
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Ergebniſſe gekommen, daſs wir mit den 100.000 fl., welche wir 
bewilligen werden, die Million gerade überſchritten haben. Die 
Herren werden ſich erinnern, daſs wir für das Budget pro 1892 
ein Deficit von 1,348.000 fl. feſtgeſtellt Haben, ein Deficit, 
welches uns deshalb nicht ſehr in Schrecken ſetzen muß, weil wir 
750.000 fl. davon bewilligt haben für den weiteren Ausbau der 
Waſſerleitung, ſpeciell für die Bauten in dem Höllenthale. Außer 
dieſen 750.000 fl. ſind aber, wie bereits der Herr Referent mit— 
getheilt hat, 233.000 fl. bereits in unſerem Voranſchlage bewilligt 
worden für den Ausbau des Rohrnetzes. 

Dann haben wir nach dem Autrage des Herru St.-R. 
Müller 50.000 fl. für Abſchlagszahlungen bewilligt und jetzt 
ſollen wir abermals 100.000 fl. bewilligen. Wir haben demnach 
eine Million überſchritten. Es iſt dies gewiss eine höchſt wohl— 
thätige, nothwendige Ausgabe und wir können uns freuen, dass 
wir ohne üÜberſchreitung des Budgets dieſe Million ausgeben 
können; denn ſoviel ich die Darftellung des Herrn Berichterſtatters 
verſtanden habe, werden wir jenen Betrag aus dem Reſervefonde 
decken können und nicht zu den 600.000 fl., die wir bei Beginn 
des Jahres bewilligt haben, noch einen neuen Betrag bewilligen 
müſſen. 

Aber indem wir bereits jetzt eine Million Gulden für In— 
veſtitionen ausgegeben haben, erwächst die Frage, ob wir das 
vollſtändig auf das laufende Budget nehmen ſollen, und ich möchte 
daher an den Herrn Berichterſtatter oder vielleicht an den Herrn 
Finauzrefereuten St.-R. Boſchan die Anfrage ſtellen, ob wirklich 
dieſe Million immer in dem Gebarungsreſultate des Jahres 1892 
ſtehen wird oder ob wir an eine Refundierung dieſer Million bei 
einem neu aufzunehmenden Anlehen zu denken haben. Je nach 
der Beantwortung dieſer Frage wird ſich das Bild, welches das 
Budget dieſer Jahre gibt, vollſtändig verſchieben, und es wird ſich 
darum handeln, ob wir eine Million mehr in das ordentliche 
Gebarungsreſultat hineinnehmen müſſeu oder nicht. 

Es würde mich ſehr freuen, wenn wir darüber Auskunft 
erhalten würden, welcher perſönlichen Meinung der Herr Referent 
iſt, weil er doch kaum beauftragt ſein dürfte, die Meinung des 
Stadtrathes darüber zu äußern. 

Gem.-»Rath Voſchan: Zunächſt will ich richtigſtellen, dafs 
der Hauptvoranſchlag für das laufende Jahr ein Deficit nicht auf— 
weist. Wir geben zwar eine Million und einige 100.000 fl. mehr 
aus als eingehen, dafür wird ein weit größerer Betrag für In— 
veſtitionen ausgegeben, welcher das Etat eines einzelnen Jahres 
unmöglich belaſten kann. Weun es auch bücherlich ſo ausſieht, als 
ob man in dieſem Jahre mehr ausgebe als eingehe, ſo kann man 
dies doch nicht im gewöhnlichen landläufigen Sinne als ein Deficit, 
das heißt als einen Abgang bezeichnen. Auch hat der Gemeinde— 
rath jeinerzeit den Beſchluſs gefafst, daſs für den Fall, als zur 
Bewältigung der Auslagen der Vervollſtäudigung der Waſſer— 
leitung Darlehen aufgenommen werden ſollten, diejenigen Beträge, 
welche nach Aufbrauchung der alten Anlehen und bis zu dem 
Betrag, wo die Gelder des neuen Aulehens einfließen, einſtweilen, 
möchte ich jagen, vorſchuſsweiſe beſtritten worden find, dafs diefe 
der ſtädtiſchen Hauptcaſſa refundiert werden können, weil die Haupt— 
caſſa bei verſtärktem Budget mit einem fo kleinen Betrage nicht 
weiter wirtſchaften kaun. Es wäre richtiger, wenn wir alle Aus— 
lagen, welche zu Inveſtitionen für die Waſſerleitung beſtimmt 
waren, im Wege eines Anlehens beſtritten hätten; weil es jedoch nicht 
angeht, für kleine Beträge von einer halben Million und noch 
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weniger ein Anlehen 8 ſo hat der Gemeinderath be⸗ 
ſchloſſen, dieſen Betrag aus den verfügbaren Caſſabeſtänden zu 
entnehmen unter dem Vorbehalte, daj8 derſelbe ſeinerzeit, wenn 
größere Auslagen kommen, die unmöglich aus den Caſſabeſtänden 
genommen werden können, aus dem Anlehen gedeckt werden müſſen. 

In dieſem Sinne iſt es gleichgiltig, auf welche Poſt dieſe 
Beträge budgetiert werden. Ich bin der Meinung, dass die frühere 
Art, ſolche Beträge auf das Gebarungsreſultat zu verweiſen, nicht 
richtig war. (Gem.⸗Rath Friedjung: Sehr richtig!) Was das 
Gebarungsreſultat betrifft, ſo hat folgende Uſance ſtattgefunden: 
Seit einer Reihe von Jahren hat ſich die Thatſache herausgeſtellt, 
dass unſere Rechnungsabſchlüſſe nahezu um eine Million günſtiger 
waren als die Voranſchläge, das heißt, es iſt regelmäßig mehr 
eingegangen und die Auslagen, welche präliminiert wurden, ſind 
nicht vollſtändig aufgebraucht worden; und da hat der Gemeinde— 
rath in den früheren Jahren, wenn der Reſervefond etwas klein 
geworden war, ſich die Freiheit genommen, dieſes Reſultat zu 
escomptieren und Beträge bis zu 150.000 fl. auf das Gebarung3- 
reſultat zu verweiſen; was meiner Meinung nach buchhalteriſch 
nicht richtig iſt. Wenn budgetiert wird, ſo muſs man anſtreben, 
daſs das Budget eingehalten wird. Erlebt man eine freudige über⸗ 
raſchung, nun, ſo ſchadet das nichts. 

Wenn der Antrag geſtellt wird, dieſen er auf den Reſerve⸗ 
fond zu überweiſen, fo iſt damit nicht gejagt, daſs die 600.000 fl. 
Reſervefond für alle dieſe Auslagen ausreichen müſſen. Bisher iſt 
der Reſervefond, welcher mit 600.000 fl. dotiert war, allerdings 
noch nicht mit ganz 300.000 fl. effectiv belaſtet. Es beſtehen aber 
eine Menge Gemeinderaths-Beſchlüſſe, welche Ausgaben involvieren, 
welche auf dieſen Fond gewieſen worden ſind und von welchen 
nicht ſicher iſt, ob dieſe Auslagen in dieſem Jahre oder in einem 
anderen zur Auszahlung gelangen. Es iſt aber auch nicht aus- 
geſchloſſen, daßs am Ende des Jahres an den Gemeinderath heran— 
getreten wird mit dem Erſuchen, einen Zuſchuſscredit zu dem 
Reſervefond zu bewilligen. Ich bitte, den Antrag des Stadtrathes 
anzunehmen. 

Vürgermeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 


meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen, der 


Herr Referent hat das Schlufswort. 

Referent (zum Schlusswort): Ich will nur kurz bemerken, 
daſs ja gegen den Antrag, wie ich ihn namens des Stadtrathes 
zu ſtellen die Ehre hatte, keine meritoriſche Einwendung gemacht 
wurde, und dafs, wie ich glaube, der geehrte Gemeinderath in dem 
Beſtreben einig ſein wird, den bisherigen Vororten ſo raſch als 
möglich die Waſſerverſorgung, ſowie ſie die alten Bezirke haben, 
zutheil werden zu laſſen. Was den finanziellen Einwand anbelangt, 
ſo hat ein competentes Mitglied des Stadtrathes, der ſtändige 
Budgetreferent, geſprochen, und ich denke, daßs damit der Anreger, 
Herr Dr. Fried jung, zufrieden ſein wird. 

Nürgermeiſter: Es iſt eine Einwendung gegen den Referenten⸗ 
Antrag nicht erhoben werden. Ich erkläre denſelben für ange: 
nommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

Für das Rohrnetz der Hochquellenleitung in den 
ehemaligen Vorortegemeinden wird die vom Magiſtrate 
beantragte Sicherſtellung einer weiteren Lieferung 
an Röhren und Maſchinenbeſtandtheilen genehmigt, 
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und zwar die Anſchaffung von geraden und Fagon— 
röhren im buchhalteriſch adjuſtierten Betrage von 
258.165 fl. 88 kr. und die Lieferung der Schieber 
und Hydranten im Betrage von 107.500 fl. 

Hiefür iſt eine öffentliche ſchriftliche Offertver— 
handlung unter Zugrundelegung der vorgelegten 
Bedingniſſe, wobei die im § 19 der Vorſchrift II 
vom Bauamte eliminierte zweijährige Haftungspflicht 
aufrecht zu erhalten iſt, mit einem Liefertermine 
(8 6, Vorſchrift I und II) von ſechs Monaten aus— 
zuſchreiben. 

Die im Jahre 1892 auflaufenden Koften von 
rund 100.000 fl. ſind auf den Reſervefond zu ver— 
weiſen und die entfallenden reſtlichen Koſten im 
Budget des Jahres 1893 ſicherzuſtellen. 


26. Referent Gem.-Nath Schlechter: Ich habe die Ehre, 
über zwei Subventionsanſuchen zu referieren, und zwar liegt, 
erſtens ein ſolches vom St. Joſef-Kinderaſyl⸗Verein vor. Derſelbe 
erhält dieſe Anſtalt unter dem Titel St. Joſef-Kinderaſyl in 
Breitenſee, und zwar für circa 50 Kindern, welche dort unent— 
geltlich verpflegt werden, von denen circa 20 Kinder nach Wien 
zuſtändig ſind. Demſelben iſt bereits von dem geehrten Gemeinde⸗ 
rathe für 1890, 1891 und 1892 eine Subvention von je 150 fl. 
bewilligt geweſen. Im Jahre 1891 wurden in dieſem Aſyle 
56 Kinder verpflegt und ſind dafür Koſten im Betrage von 5500 fl. 
aufgelaufen. Der Armenreferent befürwortet auf das wärmſte die 
Subventionierung dieſer Anſtalt, weil er einestheils zugeben muſs, 
daſs dadurch eine höchſt menſchenfreundliche Aufgabe erfüllt wird 
und auf der anderen Seite eine Entlaſtung des Armenbudgets der 
Gemeinde dadurch eintritt, daſs die armen Kinder, welche nach 
Wien zuſtändig ſind, nicht direct von der Gemeinde verpflegt 
werden. Es wird nun vom Stadtrathe in Übereinftimmung mit 
dem Magiſtrats⸗Antrage beantragt: Dem St. Joſef-Kinder— 
aſyl⸗Vereine wird eine jährliche Subvention von 150 fl. 
für die Jahre 1893, 1894 und 1895 mit dem Bor: 
behalte des Widerrufes für den Fall einer Anderung 
in den Verhältniſſen oder in dem Gebaren des Vereines 
und gegen alljährliche Vorlage eines Rechenſchafts— 
berichtes bewilligt. 


Vürgermeiſter: Keine Einwendung? (Nach einer Pauſe.) 


Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Dem St. Joſef⸗Kinderaſyl-Vereine wird eine 
jährliche Subvention von 150 fl. für die Jahre 
1893, 1894 und 1895 mit dem Vorbehalte des 
Widerrufes für den Fall einer Anderung in den 
Verhältniſſen oder in dem Gebaren des Vereines 


und gegen alljährliche Vorlage eines Rechenſchafts— 
berichtes bewilligt. 


27. Referent Gem.-Nath Schlechter: Das zweite Geſuch 
betrifft eine Eingabe des Vereines der Gumpendorfer Kinderfreunde 
um eine Subvention. Es liegen dem Geſuche zwei Jahresberichte 
bei, und zwar für die Jahre 1890 und 1891. Im Jahre 1890 
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gehörten dem Vereine 320 Mitglieder mit einem Jahresbeitrage 
von je 2 fl. 50 kr. an, fo dafs ſich eine eigene Einnahme von 
765 fl. entſtanden iſt. Der Zweck des Vereines beſteht darin, dafs 
eine Chriſtbaumfeier veranſtaltet wird und ſind im Jahre 1890 
24 Knaben und 20 Mädchen mit vollſtändigen Winteranzügen 
bekleidet worden. Im Jahre 1891 hat der Verein 304 Mitglieder 
mit einem Beitrage von gleichfalls je 2 fl. 50 kr. gehabt; das 
gibt einen Betrag von circa 750 fl. Betheilt wurden 50 Kinder 
und ausgegeben wurden gegen 700 fl. 


Es wird dieſes Geſuch, den Verein zu unterſtützen, von der 
Bezirksvertretung, vom Schulreferenten und vom Armenreferenten 
befürwortet, und ich habe die Ehre, im Namen des Stadtrathes 
Ihnen folgenden Antrag zur Annahme zu empfehlen: Dem 
humanitären Vereine „Gumpendorfer Kinderfreunde“ 
wird für das Jahr 1892 eine Subvention von 100 fl. 
bewilligt. 


Bürgermeiſter: Keine Einwendung? (Nach einer Pauſe.) 
Angenommen. N 


Es wurde daher beſchloſſen, dem humanitären 


Vereine „Gumpendorfer Kinderfreunde“ für das 
Jahr 1892 eine Subvention von 100 fl. zu be— 
8 

Referent Gem.- Rath N. v. Goldſchmidt: Beilage 125. 


Der 3 der Realität, welche auf dem Plane, der den 
Herren wahrſcheinlich zur Verfügung iſt, hier ſchraffiert an der 
linken Seite bezeichnet iſt, iſt um die Beſtimmung der Banlinien 
eingeſchritten. Die Realität liegt in Simmering und ſind bereits 
ſeinerzeit, und zwar im Jahre 1877, durch das Miniſterium die 


Banlinien an der Geiſelbergſtraße und verlängerten Hasnergaſſe 


fixiert worden. Längs der Grenze oder vielmehr parallel der Grenze 


der Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft find jedoch die Baulinien noch 


nicht beſtimmt geweſen, weil ein Generalproject für die Baulinien 


im Zuge geweſen iſt, welches ſich auf einen viel größeren Rayon 


ausgedehnt hat. Es muſste daher diesbezüglich eine geſetzliche Local— 
Commiſſion ſtattfinden. Man iſt bei dieſer Gelegenheit auf die 
Linien, welche hier mit a b c d bezeichnet find, gekommen, welche 
ſo ziemlich der Grenze der Staatsbahn und dem dort befindlichen 
öffentlichen Wege entlang laufen. Es i ſt alſo gar kein Anſtand, dieſe 
Baulinien dort zu genehmigen. 


Nicht ſo leicht iſt es jedoch mit dem Niveau. Es iſt nämlich 
in Ausſicht genommen, dort eine Überbrückung vorzunehmen, und 
zwar in der Achſe der Hasnergaſſe; 
Daten. Es wird Ihnen daher ganz einfach vorgeſchlagen, für die Bau— 
linien längs der Staatsbahnhof-Realität die bezeichneten Linien a b 
c d zu wählen und das Niveau vorläufig, bis die Frage der 
Überbrückung gelöst fein wird, in suspenso zu laſſen. Es iſt anzu- 
nehmen, dass hiedurch dem Grundbeſitzer gedient iſt, denn er kann 
die Parcellierung immerhin vornehmen, was er im anderen Falle 
nicht könnte. 


Gem.-Nath Dr. Linke: Es befremdet mich, in dem Be— 
ſchluſſe zu leſen, daſs die Frage bezüglich der Niveaubeſtimmung 
aufgeſchoben wird, bis die Frage bezüglich der Bahnüberbrückung 
in der Richtung der Hasnergaſſe gelöst ſein wird. Als die Gemeinde 
Simmering noch eine ſelbſtändige Gemeinde war, hat man ſich 


immer gefürchtet vor einer Überbrückung in der Richtung der 
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Hasnergaſſe, welche an dieſer Stelle von der Staatseiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft ſtets angeſtrebt wurde; man hat ſich gefürchtet, weil 
die Staats eiſenbahn⸗ Geſellſchaft 15 der Abſicht ausgegangen iſt, 
einmal die ihr läſtige Überfahrt in der Verlängerung der Geiſel⸗ 
bergſtraße bis zum Bahnkörper zu vermeiden und um dann die 
größeren Herſtellungskoſten der Überbrückung in der Verlängerung 
der Hirſchengaſſe ganz zu erſparen. Es iſt nämlich mit Erlaſs des 
Handelsminiſteriums vom 11. April 1872 aus Anlass des pro⸗ 
jectierten Baues der Reparaturſtücke in Simmering der Staats— 
eiſenbahn⸗Geſellſchaft nach § 14 des Eiſenbahngeſetzes aufgetragen 
worden, eine Überbrückung über die beiden Tracen der nördlichen 
Staatsbahnlinie und der Raaberbahn herzuſtellen, und nachdem die 
Herſtellung dieſer Brücke mit einem großen Koſtenaufwande ver- 
bunden geweſen wäre, ſo iſt dieſe Herſtellung immer aufgeſchoben 
worden und die Staatseiſenbahn-Geſellſchaft iſt bis zum letzten 
Augenblicke mit dem Plane umgegangen und hat auch diesfällige 
Anträge geſtellt, dieſe Überbrückung weiter gegen die Geiſelberg⸗ 
ſtraße hinzuſchieben und zugleich auch zu vermeiden, daſs bei der 
Geiſelbergſtraße fortwährend Anſtände bezüglich der Abſperrung der 
Überfahrt erhoben werden. Damals hat die Gemeindevertretung 
von Simmering eine derartige Verſchiebung dieſer Überbrückung 
perhorreſcirt, und ich kann nicht umhin, dieſen Gedanken jetzt zum. 
Ausdrucke zu bringen und muss den Herrn Referenten bitten, 
mir aufzuklären, wieſo es kommt, daſs hier in dem Beſchluſſe 
die Frage bezüglich der Überbrückung in der Richtung der Hasner⸗ 
gaſſe neuerdings aufgeſchoben wird. 


Dieſe Frage bitte ich den Herrn Referenten zu beantworten; 
indeſſen will ich jetzt fortſetzen und mufs den Herrn vorſitzenden 
Bürgermeiſter bitten, das Urtheil des Verwaltungsgerichtshofes 
vom 13. December 1879, Z. 1663, in Erwägung zu ziehen, 
welches Urtheil bereits bei der Vermögensübergabe in Simmering 
dem Herrn Abgeordneten der Großeommune Wien übergeben 
worden iſt; es iſt das ein Recht, welches die Gemeinde Simmering 
erworben hat, die Überbrückung dort verlangen zu dürfen, ein 
Recht, welches die Großcommune fortwährend in Evidenz halten 
mus. Dieſer Act iſt nothwendig mit dem vorliegenden Acte in 
Verbindung zu bringen. 


Ich mußs aber auch den früheren Wunſch der Gemeinde— 
vertretung hier vertreten, das endlich einmal, wie es ohnehin 
ſchon in einer Gemeinderaths-Sitzung in einer Petition verlangt 
wurde, Diele Überbrückung in der Verlängerung der Hirſchengaſſe 
ausgeführt werde, und ich bitte den Herrn Referenten, mir aufzu⸗ 
klären, wieſo auf einmal die Überbrückung ausgeſchloſſen iſt. 


Referent (zum Schlusswort): Aus den Bemerkungen des 
hochgeehrten Herrn Vorredners geht meines Erachtens hervor, dass 
der Antrag des Stadtrathes der einzig richtige iſt. Es wird durch 
den Antrag des Stadtrathes der Frage der Überbrückung — ob 
an dieſer Stelle oder an einer anderen — gar nicht präjudiciert. 

tan könnte nun ſagen, der Gemeinderath gebe überhaupt eine 
Baulinie inſolange nicht hinaus, als das Niveau nicht beſtimmt 
iſt. Aber da würden wir den Grundbeſitzer entſchieden ſchädigen. Der. 
Mann begnügt ſich vorläufig mit der Baulinie, er kann dann eine 
Parcellierung vornehmen, die Gründe abtreten und die Niveau— 
frage bleibt in suspenso. Inſoweit, glaube ich, find wir unſeren 

titbürgern ſchuldig, entgegenzukommen. Ich kann aber den hoch— 
geehrten Herrn Collegen vollkommen beruhigen; es iſt der Frage 
der Überbrückung — das iſt ſelbſtverſtändlich — nicht präjudiciert. 


w 


Bürgermeifler: Ich erſuche jene Herren, welche mit dem 
Antrage des Stadtrathes einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Die Linie abed für den Weg des 
Bahngrundes als Baulinie zu genehmigen und die 
Niveaufrage bis zur Entſcheidung der Frage bezüglich 
der Bahnüberbrückung in der Richtung der Hasner— 
gaſſe in suspenso zu belaſſen. 

Bürgermeiſter: Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 6 Uhr.) 


längs 


Beſchluſs- Protokoll 


der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 13. September 1892. 


Vorſitz: Bürgermeiſter Dr. Brix. 


Ausgleich mit der Militär-Akademie in Wiener-Neuſtadt wegen 
Waſſerentnahme für die Hochquellenleitung und beantragt: 

Mit dem k. u. k. Reichs⸗Kriegsminiſterium in Vertretung der 
k. u. k. Militär⸗Akademie in Wiener⸗Neuſtadt (im Einvernehmen 
mit den an dem Recurſe betheiligten Centralſtellen, und zwar auch 
in Vertretung des k. u. k. Militär⸗Thierarznei⸗Inſtitutes in Wien, 
des k. k. Münzamtes in Wien, der k. k. Krankenanſtalt Rudolf— 
ftiftung in Wien, der k. u. k. Pepiniere auf der Landſtraße und 
des neu zu erbauenden k. u. k. Militär⸗Muſterſpitales in Wien) 
wird ein Vergleich geſchloſſen des Inhaltes, dass: 

1. der gegen die Entſcheidung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Neunkirchen vom 24. October 1891, Z. 19539, eingebrachte Recurs 
zurückgezogen, die Zuſtimmung zur Einleitung einer Waſſermenge 
von 36.400 m? täglich aus dem oberhalb des Kaiſerbrunnens be— 
findlichen Quellengebiete in die Wiener Hochquellen-Waſſerleitung 
gegeben und auf jede weitere Entſchädigung aus dieſem ſowie aus 
dem Titel der Waſſerentnahme durch das Pottſchacher Schöpfwerk 
in deſſen gegenwärtigem oder im Sinne der erwirkten Conceſſion 
künftig bis zu einer Leiſtungsfähigkeit von 600.000 Eimer Waſſer 
per Tag zu erweiterndem Beſtande und Betriebe, verzichtet werde; 

2. die Gemeinde Wien unter Verzicht auf die Geltendmachung 
ihres aus § 10 des zwiſchen ihr und dem k. k. Finanz⸗Miniſterium 
am 18. März 1868 über den Verkauf des Kaiſerbrunnens und 
der Fuchspaſsquelle abgeſchloſſenen Vertrages abgeleiteten Anſpruches 
an die Reichs⸗Kriegsverwaltung einen Pauſchalbetrag von 80.000 fl. 
(Achtzigtauſend Gulden ö. W.), dann unter der Bedingung bezahle, 
daſs ihr im Zuge des eingeleiteten waſſerrechtlichen Verfahrens 
die Conceſſion zur Ableitung von 36.400 m? Waſſer per Tag aus 
dem Ouellengebiete oberhalb des Kaiſerbrunnens und zur Aus— 
führung des diesfälligen Projectes rechtskräftig und in einer auch 
vor dem k. k. Verwaltungsgerichtshofe nicht mehr anfechtbaren 
Weiſe ertheilt wird; 

3. durch den Vergleich auch alle im Namen des Hof-, Militär⸗ 
und Civil⸗Arars und der Rudolfſtiftung bezüglich der am Wiener⸗ 
Neuſtädter Canale ansgeübten Waſſerbezugsrechte des k. u. k. 
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Militär⸗Thierarznei⸗Inſtitutes in Wien, des k. k. Münzamtes in 
Wien, der k. k. Krankenanſtalt Rudolfſtiftung, des k. u. k. Reit⸗ 
lehrer-Inſtitutes in Wien, der k. u. k. Pepiniere in Wien auf der 
Landſtraße und des neu zu erbauenden k. u. k. Militär⸗Muſter⸗ 
ſpitales in Wien erhobenen Anſprüche entfallen. 
Angenommen.) 
2. Gem.⸗Nath Dr. Stenzl referiert über Verleihung einer 
Gnadengabe. (Angenommen.) 
3. Gem.-⸗Rath Vaugoin referiert über Gewährung des 
Fortbezuges von Gnadengaben, ſowie über Remunerationen für 
Beamte, anlässlich des Gebarungsausweiſes über die Einnahmen 
und Ausgaben im communalen Ausſchmückungsdienſte am Central⸗ 
Friedhofe pro 1891 und beantragt die Genehmigung. 
Die Anträge des Referenten werden angenommen. 
(Schluſs der Sitzung.) 


Stadtrat). 
Sitzungen des Stadtrathes. 


) | Dienstag, den 20. September 1892, ½ 10 Uhr Vormittags. 
1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter referiert über den 9 P 57 0 rmittags 


Mittwoch, den 21. September 1892, ½ 10 Uhr Vormittags. 
Donnerstag, den 22. September 1892, ½10 Uhr Vormittags. 
Freitag, den 23. September 1892, ½ 10 Uhr Vormittags. 


Allgemeine Nachrichten. 


Approviſtonierung. 


(Vorſteuviehmarkt vom 13. September 1892.) 
1. Auftrieb: 


Jungſch weiin .. 

Fettſchwe ine 6801 „ 
Summa. 10015 Stück 

Angekauft wurden: 

8383 Stück 


1082 „ 


für Wien 
für das Land 
unverkauft blieben 


I 8 9 Ä 7 ee „% „% 


9 % „ „% „% 


2. Preisbewegung: 
Jungſchweine .. von 36 bis 46 kr. 
Fettſchweine .. „ 34 „ẽ 41 „ 
Die Kaufluſt für Jungſchweine war ziemlich lebhaft, daher 
dieſelben um 1 kr. per Kilo theuerer verkauft wurden, während 
Fettſchweine infolge des bedeutenden Auftriebes um 1 kr. per Kilo 
im Preiſe gefallen ſind. 


per Kg. Lebendgewicht. 


* 
* 


(Pferdemarkt vom 13. September 1892.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 360 Pferde. 


Preis: für Gebrauchspferde . . 80 —280 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferdde .. 30—75 fl. „ „ 
Der Markt war lebhaft. 
* * 


*. 
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(Stechviehmarkt vom 15. September 1892.) 
1. Auftrieb: 


Kälber Waidner 757, Kälber lebend 2337, Lämmer 
Waidner 114, Lämmer lebend 49, Schafe Waidner 300, 
Schafe lebend 8942. 


2. Preisbewegung: 


Kälber Waidner per ggg. von 44 bis 64 kr. 
Kälber lebend „// „ 36 „ 54 „ 

Lämmer Waidner „ Paar von 4½ bis 5 fl. 

Lämmer lebend „ N . 5 

Schafe Waidner „ Rd... 2 2 200. von 40 bis 54 kr. 


Schafe lebend . „ Baar. von 7 bis 22 fl. 

Auf dem Jungviehmarkte wurden gegen die Vorwoche um 
81 Stück Kälber mehr zugeführt. Die Kaufluſt war ziemlich flau, 
daher die Preiſe um 1 kr. per Kilo gefallen ſind. 

Auf dem Schafmarkte wurden um 4193 Stück Schafe mehr 
aufgetrieben. Die Nachfrage war ruhig, und blieben die Preiſe 
unverändert. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 15. September l. J. 
161 Stück Maſt⸗ und 284 Stück Beinlvieh aufgetrieben. 


* + 
* 


(Der Verkauf von Mineralkohle und Coaks im großen und kleinen.) 


Der Wiener Magiſtrat hat unterm 6. Auguſt 1892 sub 
Z. 365759 Folgendes öffentlich kundgemacht: 

Infolge des mit dem Erlaſſe des h. k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 14. November 1874, Z. 16243, genehmigten Ge⸗ 
meinderaths⸗Beſchluſſes vom 20. März 1874 und des Stadtrath3- 
Beſchluſſes vom 17. Juni 1892, Z. 2550, werden für den Handel 
mit Mineralkohle und Coaks folgende Beſtimmungen erlaſſen: 


J. Gemeinſame Beſtimmungen für den Verkauf im 
großen und im kleinen. 


1. Der Verkauf der mineraliſchen Brennſtoffe (Kohle, Coaks) 
hat nach dem metriſchen Gewichte ſtattzufinden, und der Preis iſt 
nach dem Nettogewichte zu berechnen. 


2. Die Gewichte und Wagen müſſen im Sinne der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 28. März 1881, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 30, vor Ablauf 
von je zwei Jahren der periodiſchen Nachaichung unterzogen werden. 

3. Im Intereſſe des kaufenden Publicums iſt das Vermengen 
verſchiedener Kohlengattungen unterſagt, weshalb die verſchiedenen 
Kohlenmarken von einander abgeſondert zu lagern ſind. 


4. Der Brennwert der auf den Wiener Markt gelangenden 
Kohlengattungen wird nach den vorgenommenen calorimetriſchen 
Erprobungen und chemiſchen Analyſen von Zeit zu Zeit im Amts⸗ 
blatte der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien und auf andere 
geeignete Weiſe veröffentlicht werden. 


II. Beſondere Beſtimmungen für den Verkauf im großen. 

1. Zur Erleichterung der Kohlenzufuhr haben die Verwaltungen 
der in Wien einmündenden Eiſenbahnen eine mehrtägige Lager⸗ 
freiheit zugeſtanden und über die von ihnen mit den Kohlenhändlern 
und Producenten zu treffenden Vereinbarungen auf den Bahnhöfen 
geeignete Lagerplätze (Rutſchen) gegen Entrichtung eines mäßigen 
Beſtandzinſes zur Verfügung geſtellt. 
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2. Die Kohlenhändler haben im Intereſſe des kaufenden 
Publicums bei den Verkaufsplätzen den Fundort dieſer Kohle (Grube) 
mit Bezeichnung der Gattungen und der verſchiedenen Preiſe per q 
(Quintal, Meter⸗Centner 100 kg) unter Beiſetzung ihres 
Namens oder ihrer Firma auf eine leicht wahrnehmbare Weiſe 
erſichtlich zu machen. 

Wird zugleich die Verſendung der Kohlen nach den verſchie⸗ 
denen Gemeindebezirken, das Auf- und Abladen u. ſ. w. beſorgt, 
fo find die diesfälligen Koſten nach Art der Verführung und DVer- 
packung beſonders im Tarif zu bezeichnen. 

3. Über jede verkaufte Kohlenpartie iſt als Geleitſchein der 
Sendung eine Verkaufsnote über das Gewicht und die Gattung 
der Kohle, ſowie die Art der Verladung oder Verpackung auszu⸗ 
ſtellen und die Tara (Körbe, Säcke, Butten, und bei ganzen 
Wagenladungen auch das Gewicht des Wagens) von dem Brutto 
gewichte in Abzug zu bringen. 


4. Die Kohle kann auf jede beliebige Weiſe, auf Wägen 
geſchüttet oder in Körbe, Butten oder Säcke verpackt, bezogen 
werden. Beim Abladen der auf Wägen geſchütteten Kohle iſt die- 
ſelbe in Butten oder derlei Geſchirre zu faſſen; die Straße und 
der Fußweg dürfen hiebei nicht mehr, als unvermeidlich iſt, ver⸗ 
unreinigt werden und müſſen unmittelbar nach vollendeter Abladung 
von denjenigen, welche die Kohle bezogen haben, geſäubert werden. 

Im I. Gemeindebezirke iſt die Zufuhr der auf Wägen ge- 
ſchütteten Kohle auf die Zeit bis 10 Uhr vormittags beſchränkt. 

5. Wird die Zufuhr der Kohle in Säcken, Butten oder Körben 
bedungen, ſo darf in ein ſolches Geſchirr nicht mehr und nicht 
weniger als 50 kg gefüllt werden. Die Geſchirre find ſtets in 
brauchbarem Zuſtande zu erhalten, und müſſen die Säcke mit 
Plomben, welche die Anfangsbuchſtaben des Vor- und Zunamens 
des Kohlenhändlers oder ſeiner Firma enthalten, verſchloſſen werden. 
Auf der Rückſeite der Plombe iſt der Kohlenlagerplatz mit römiſchen 
Ziffern, und zwar: 


mit I. für den Nordbahnhof, 

„ II. „ „Nordweſtbahnhof, 
al Franz Joſefs⸗Bahnhof, 
„ IV. „ „ Südbahnhof, 

„ V. „ „ Staatsbahnhof, 

„ VI. „ „ Donaucanal und 

„ VII. „ „ Aſpangbahnhof 


erſichtlich zu machen. 

6. Das kaufende Publicum wird in ſeinem eigenen Intereſſe 
aufgefordert, ſich von der Richtigkeit des Gewichtes der ins Haus 
gelieferten Kohle zu überzeugen, zu welchem Behufe die Kohlen— 
händler auf jedem Wagen, mit welchem ſie den Conſumenten Kohle 
zuführen, eine ordnungsmäßig geaichte Decimalwage ſammt den 
erforderlichen metriſchen Gewichten mitzuführen und dem Empfänger 
der Kohle über deſſen Begehren dieſelbe koſtenlos vorzuwägen ver- 
pflichtet ſind. 

III. Beſondere Beſtimmungen für den Verkauf im kleinen. 

1. Der Preistarif, in welchem die im Verſchleiße befindlichen 
Gattungen von Mineralkohle ꝛc. nach dem Preiſe für 1, 5, 10, 
25, 50 und 100 kg aufzunehmen ſind, iſt von dem Geſchäfts⸗ 
inhaber unterſchrieben und mit dem Datum verſehen an den 
Außenthüren oder Außenwänden des Geſchäftslo cales jo zu be⸗ 
feſtigen, dafs er von jedermann ohne vorheriges Betreten des 
Verkaufsortes geleſen werden kann. 


‘ 
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Jede Anderung in den Verkaufspreiſen iſt allſogleich in dieſem 
Tarife zu bemerken und durch eine Abſchrift desſelben binnen 
längſtens 24 Stunden der ſtädtiſchen Marktamts⸗Abtheilung des 
betreffenden Gemeindebezirkes bekanntzugeben. 

2. In jedem Verkaufsort iſt eine ordnungsmäßig geaichte 
Deeimalwage ſammt den erforderlichen metriſchen Gewichten bereit⸗ 
zuhalten, und wird das kaufende Publicum in ſeinem eigenen 
Intereſſe aufgefordert, ſich — namentlich beim Einkaufe kleinerer 


Mengen — die Kohle ſelbſt zu holen und auf dieſer Decimalwage 


vorwägen zu laſſen. 

3. Auch für die Kleinkohlenhändler gelten, inſoferne ſie aus⸗ 
nahmsweiſe größere Kohlenlieferungen beſorgen, die beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen für den Verkauf im großen. 

Das ſtädtiſche Marktamt iſt aus öffentlichen Rückſichten be⸗ 
auftragt, den Verkauf der mineraliſchen Brennſtoffe ſowohl auf den 
Lagerplätzen der Bahnhöfe der in Wien einmündenden Eiſenbahnen 
und auf den Schiffen im Donaucanale, als auch auf den ſonſtigen 
Verkaufsſtätten, ſowie bei der Zufuhr ſtrengſtens zu überwachen. 

Die Außerachtlaſſung dieſer für den Handel mit mineraliſchen 
Brennſtoffen (Kohle, Coaks) erlaſſenen Beſtimmungen wird nach 
8 93 des Geſetzes vom 19. December 1890, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 45, 
mit Geldſtrafen bis zum Betrage von 200 fl. ö. W. oder Arreft- 
ſtrafen bis zu 14 Tagen und nach Umſtänden auch nach den 
Beſtimmungen des Strafgeſetzes geahndet werden. 


Hanitäts angelegenheiten. 
(Maßregeln in Anſehung der Choleragefahr.) 


Der Bürgermeiſter Dr. Prix hat am 1. September l. J., 
sub Z. 134042, eine Kundmachung folgenden Inhaltes erlaſſen: 

Zur Hintanhaltung der Einſchleppung der Cholera 
aus verſeuchten Gegenden iſt die ſtrenge Durchführung prophy⸗ 
laktiſcher Maßregeln unbedingt nothwendig. Es werden daher, o b⸗ 
wohl der Geſundheitszuſtand in Wien vollkommen 
befriedigend iſt, nachſtehende Anordnungen behufs genauer 
Darnachachtung zur allgemeinen Kenntnis gebracht: 

1. Die Bewohner von Häuſern, in welchen die Hochquellenleitung noch 
nicht beſteht, werden aufgefordert, ſich das zum Trinken und zur Bereitung der 
Speiſen nöthige Waſſer aus dem nächſtgelegenen öffentlichen Auslaufbrunnen 
der Hochquellenleitung zu beſchaffen und ſich des Genuſſes von ſchlechtem oder 
bedenklichem Brunnenwaſſer zu enthalten. Sollte jedoch Brunnenwaſſer benützt 
werden müſſen, fo iſt die Vorſicht zu beobachten, daßs das Waſſer vor dem 
Genuſſe abgekocht und dann abgekühlt werde. 

2. Die P. T. Hauseigenthümer und Adminiſtratoren werden aufgefordert, 
für die vollkommene Reinhaltung des Inneren der Häuſer, namentlich der Haus⸗ 
und Lichthöfe, der Aborte und Piſſoire ſowie der etwa vorhandenen Ställe und 
Düngergruben Sorge zu tragen. Auch iſt alles zu vermeiden, wodurch der 
Boden verunreinigt und die Luft verdorben werden kann. 

3. In allen Gebäuden, in welchen ein großer Zuſammenflußs von Menſchen 
ftattfindet oder Paſſanten aus verſchiedenen Gegenden zuſammenkommen, ſomit 
in großen Fabriksgebäuden, Polizei⸗ und Gefangenhäuſern, Spitälern, Eiſenbahn⸗ 
und Dampfſchiffahrts⸗Stationsgebäuden, in Hotels, ſtark beſuchten Gaſt⸗ und 
Kaffeehäuſern, Maſſenquartieren, Kaſernen, Schulen, öffentlichen Beluſtigungs⸗ 
orten, Theatern, Tanzlocalen ꝛc., ferner in allen Localitäten, worin Vieh ge⸗ 
ſchlachtet wird oder in welchen ſonſt durch thieriſche oder pflanzliche Abfälle ſich 
üble Gerüche entwickeln, iſt die ausgiebigſte Lüftung und Reinhaltung ſämmt⸗ 
licher Localitäten zu veranlaſſen. 5 

4. Alle Hausbeſitzer, Adminiſtratoren und Verwaltungen werden hiemit 
beauftragt, ſämmtliche Aborte, Piſſoire, Senkgruben, Schlachtlocale, Stallungen 
durch die von ihnen zu beſtellenden Organe und mittelſt der von ihnen 
beizuſtellenden Desinfectionsmittel täglich desinficieren zu 
laſſen. 

9 Zu dieſer Desinfection iſt eine Miſchung von einem Theile roher Carbol⸗ 
ſäure und neun Theilen Waſſer, und zwar für je zehn Perſonen täglich ein 
Liter dieſer Löſung, oder phenylſaurer Kalk zu verwenden. 

5. Das Hineinwerfen thieriſcher oder vegetabiliſcher Abfälle in Hauscanäle 
und Waſſerläufe iſt ſtrengſtens unterſagt, und haben insbeſondere die betreffenden 
Gewerbsleute für die entſprechende und möglichſt raſche Entfernung aller orga— 
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niſchen, fäulnißfähigen Abfallſtoffe auf die zur Ablagerung oder Vertilgung 
beſtimmten Plätze zu ſorgen. 

6. Miſt⸗, Dung⸗ und Senkgruben müſſen mit gut ſchließbaren Deckeln 
verſehen fein und rechtzeitig geräumt werden. Derartige Gruben oder Ab- 
lagerungsplätze ſind auch während der Benützung zu desinficieren und kann 
dies bei Dung⸗ und Miſtgruben auch durch Beſtreuen mit Kalkpulver, welches 
nach dem Ablöſchen des Atzkalkes mit etwas Waſſer gewonnen wird, vorge— 
nommen werden. | 

Bei der Räumung ſind dieſelben ebenfalls zu desinficieren. 

Fehlerhaft angelegte oder durchläſſige Senkgruben ſind vorſchriftsmäßig 
herzuſtellen. 

7. Die Verunreinigung der Straßen, Gaſſen, Plätze, Fluſsufer, der Bau⸗ 
gründe u. ſ. w. durch Ausgießen von unreinem Waſſer und Blut, durch Ab- 
leeren von Schutt, Hauskehricht und ſonſtigen Abfällen, ſowie die Ableitung 
von faulenden oder fäulnißfähigen Subſtanzen iſt verboten. g 

8. Die Überfüllung von Wohnräumen iſt zu vermeiden. 

9. Die Inhaber von Hotels, Herbergen oder ſonſtigen Unterkunftsorten 
für Fremde, ſowie alle Wohnungsinhaber ſind verpflichtet, von dem Eintreffen 
folder Perſonen, welche aus Ruſsland, Deutſchland oder Frankreich in Wien 
ankommen, ſofort die ſchriftliche Anzeige zu erſtatten, und zwar im J. Bezirke 
im Stadtphyſikate im Rathhauſe, I., Liechtenfelsgaſſe 2, 3. Stiege, Hochparterre, 
in den Bezirken II, III, IV, VII, X, XI, XII, XIII, XV, XVI, XVII, XVIII 
und XIX bei dem betreffenden magiſtratiſchen Bezirksamte, in den Bezirken V, 
VI, VIII, IX und XIV in der Kanzlei des Bezirksausſchuſſes. 

10. Die Verwaltungen der in Wien einmündenden Eiſenbahnen haben 
für die Reinhaltung und Desinfection der Bahnhöfe, der daſelbſt befindlichen 


Warteſäle und Reſtaurationen, ſowie der Aborte und Piſſoire zu ſorgen. 


11. In der Umgebung von Waſſerentnahmſtellen (Hausbrunnen, Ausläufe 
der Hochquellenleitung in und außer dem Hauſe) iſt jede Verunreinigung durch 
Abfälle des menſchlichen Haushaltes, insbeſondere aber das Reinigen der Wäſche 
und der Hausgeräthe, ſowie die Anlage von Verſickerungsgruben für Schmutz⸗ 
waſſer in der Nähe von Wohnungen ſtrengſtens unterſagt. 

12. Die Ausſtellung der Lebensmittel an und vor den Eingangsthüren 
und den Fenſtern des Verkaufslocales iſt nur dann geduldet, wenn dieſe Lebens⸗ 
mittel durch einen ſicheren Glasverſchluß vor Staub und Verunreinigung ins⸗ 
beſondere durch Inſecten geſchützt ſind. 

Auch im Innern von Localitäten, in welchen Nahrungs- oder Genuß⸗ 
mittel zubereitet, feilgeboten oder aufbewahrt werden, müſſen dieſelben vor Ver⸗ 
unreinigung und Zutritt von Fliegen ꝛc. in ſicherer Weiſe geſchützt ſein. 

Die ſtädtiſchen Organe werden beauftragt, den genauen Vollzug dieſer 
für das allgemeine Geſundheitswohl der Bewohner Wiens wichtigen Anord— 
nungen ſtrenge zu überwachen und es wird darauf aufmerkſam gemacht, dajs 
bei Außerachtlaſſung derſelben gegen die Säumigen oder Schuldtragenden nach 
§ 93 des Geſetzes vom 19. December 1890, L- G. und V.⸗Bl. Nr. 45, und 
den ſonſtigen geſetzlichen Beſtimmungen ſtrafweiſe vorgegangen, eventuell auch 
die Ausführung dieſer Maßregeln auf Koſten der verpflichteten Perſonen ver⸗ 
anlajst werden würde. 


* * 
* 


Der k. k. n.⸗ö. Statthalter Graf Kielmansegg hat 
am 4. September 1892, sub Z. 51075, folgende Kundmachung, 
betreffend das Heranrücken der Choleragefahr und die 
Maßnahmen gegen die Cholera-Epidemie erlaſſen: 


Da die Choleragefahr für das Erzherzogthum Oſterreich unter der Enns 
nahegerückt iſt, finde ich gemäß § 28 der vom hohen k. k. Miniſterium des 
Innern am 5. Auguſt 1886, Z. 14067 (L.⸗G. und V.⸗Bl. Nr. 45), erlaſſenen 
Cholera⸗Inſtruction, mit Beziehung auf § 2, lit. e des Geſetzes vom 
30. April 1870 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 68), nach Einvernehmung des k. k. n.⸗ö. 
Landesſanitätsrathes, anzuordnen wie folgt: 

§ 1. Zur entſprechenden und umſichtigen Durchführung aller nothwendigen 
localen Vorkehrungen iſt in jeder Gemeinde aus den hierzu beſonders ge⸗ 
eigneten Ortsbewohnern und den im Orte anſäſſigen, zur Verfügung ſtehenden 
Arzten und Technikern eine Sanitätscommiſſion zu bilden, welche zur Anord— 
nung, Überwachung und Durchführung der nöthigen Maßregeln ermächtigt iſt. 
Der Vorſtand dieſer Commiſſion iſt der Gemeindevorſteher oder ſein 
Stellvertreter. In größeren Orten iſt die Geſundheitscommiſſion in Sectionen 
zu theilen, welchen die Beſorgung beſonderer Arten der zu treffenden Vor— 
kehrungen zuzuweiſen iſt. Die politiſchen Behörden haben den genauen Vollzug 
aller aus Anlajs der Epidemie erlaſſenen Vorſchriften und insbeſondere die 
ſanitätspolizeiliche Wirkſamkeit der Gemeinden zu überwachen und dafür zu 
ſorgen, daſs die von den Sanitätscommiſſionen nothwendig befundenen Maß⸗ 
nahmen, inſoferne ſie ſich innerhalb des Rahmens der beſtehenden Geſetze und 
der Cholera-Inſtruction, ſowie dieſer Verordnung bewegen, bei den Gemeinden 
die entſprechende Berückſichtigung finden. Insbeſondere haben die landes⸗ 
fürſtlichen Bezirksärzte, beziehungsweiſe in Städten mit eigenem Statut die 
Stadtärzte, die Verpflichtung, in den Gemeinden Nachſchau zu pflegen, die 
Controle über die Ausführung der angeordneten Maßregeln mit allem Ernſte 
zu üben und bei vorgefundenen Gebrechen entweder ſelbſt ſofort die Abhilfe 
anzuordnen oder, und zwar beſonders in Fällen der Renitenz, die Anzeige an 
die politiſche Bezirksbehörde zu erſtatten. 

Es iſt wünſchenswert, dafs die landesfürſtlichen Bezirksärzte, beziehungs⸗ 
weiſe die Stadtärzte, an den Sitzungen der Sanitätscommiſſionen ihres Amts⸗ 
ſitzes und erſtere auch, ſoferne dies thunlich oder gar nothwendig erſcheint, an 
denen der Gemeinden des Bezirkes theilnehmen. 
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Unter der Leitung der Sanitätscommiſſionen haben die Gemeinden die 
nachfolgenden, theils vorbauenden, theils beim Ausbruche der Cholera noth— 
wendigen Maßregeln auf das genaueſte in Ausführung zu bringen. 


I, Vorbauungsmaßregeln. 


§ 2. Da die Entwicklung und Weiterverbreitung der Cholera überall 
dort begünſtigt wird, wo Unreinlichkeit und ſanitäre Übelſtände einen frucht⸗ 
baren Nährboden für den Cholerakeim abgeben, ſo iſt auf die Beſeitigung dieſer 
Übelſtände vor allem das Augenmerk zu richten und die Herſtellung geſund⸗ 
heitsgemäßer Verhältniſſe mit allen Mitteln anzuſtreben. Es iſt daher mit 
allem Nachdrucke zu veranlaſſen, dafs bereits vor dem Auftreten der Seuche 
die Reinigung des Ortes vollzogen ſei, damit beim Auftreten der erſten Cholera- 
fälle, die ſtets eingeſchleppt ſind, dem Cholerakeime die günſtigen Bedingungen 
zur epidemiſchen Ausbreitung entzogen ſeien. Demnach iſt auf die Reinigung 
der Straßen, Plätze und Gebäude von faulenden und fäulnisfähigen Sub⸗ 
ſtanzen zu dringen, ſowie eine zweckmäßige Beſeitigung der Abfälle der Haus— 
haltungen und gewerblichen Anlagen, insbeſondere der Schlächtereien durchzu— 
führen, wobei, wenn die Ableitung der Abfallwäſſer nicht in genügender Weiſe 
geſchehen kann, durch ausgiebige Waſſerſpülung in den gereinigten Abzugs⸗ 
canälen nachzuhelfen iſt. Die Anlage von Verſickerungsgruben für Schmutzwäſſer 
in der Nähe von Wohnungen iſt ſtrengſtens unterſagt. 

§ 3. Eine beſondere Quelle der Verunreinigung des Bodens, des Grund— 
waſſers und der Luft bilden die Aborte, Canäle, Seuk- und Düngergruben. 
Es hat daher ſofort in jeder Ortſchaft eine den Ortsverhältniſſen entſprechende, 
planmäßig anzuordnende und zu überwachende, regelmäßig zu wiederholende 


Räumung der ſämmtlichen Aborte, Canäle und Düngergruben, Ställe und. 


Jauchegruben, ſowie die Durchſpülung der Aborte und Canäle ſtattzufinden. 
Fehlerhaft angelegte oder durchläſſig befundene Senkgruben find ordnungs- 
mäßig herzuſtellen. 

Miſthaufen und Dungſtätten ſind derartig zu halten, daſs die Verun— 
reinigung des Bodens und insbeſondere der Brunnen vermieden wird. 

Die Ableitung von Jauche, menſchlichen, thieriſchen oder gewerblichen 
Abfällen, ſowie von Spülwaſſer auf die Straße oder in den Straßengraben 
iſt ſofort abzuſtellen, wo ſich aber dieſer Abſtellung unüberſteigliche Hinderniſſe 
entgegenſtellen, hat die ſorgfältigſte Räumung und Reinigung täglich ftatt- 
zufinden. | | 
Die noch beſtehenden Ablagerungsſtätten, ſowie die Senkgruben und 
Canäle ſind unausgeſetzt zu überwachen und iſt der deponierte Inhalt mit Kalk 
und Erde zu bedecken. | — 

Das Verbot der Verunreinigung fließender und ſtehender Gewäſſer iſt 
ſtreng zu handhaben, daher unter keinen Umſtänden zu dulden, dals Fäcal— 
maſſen in Bäche, Teiche oder auf Dungſtätten geſchafft werden. 

§ 4. Nach vollzogener Räumung und Reinigung iſt die Desinfection mit 
einer Miſchung aus einem Theil roher Carbolſäure und neun Theilen Waſſer 
vorzunehmen. Die Desinfection der öffentlichen Anftandsorte kann durch Auf— 
ſtreuen von kräftigem Carbolkalk oder Chlorkalk erfolgen. 

§ 5. In allen öffentlichen Gebäuden, in welchen ein großer Zuſammen— 
flufs von Menſchen ſtattfindet oder Paſſanten aus verſchiedenen Gegenden 
zuſammenkommen, ſomit in großen Fabriksgebäuden, Polizei- und Gefangen⸗ 
häuſern, Spitälern, Eiſenbahn⸗ und Dampfſchiffahrts⸗Stationsgebäuden, Hotels, 
ſtark beſuchten Gaſt⸗ und Kaffeehäuſern, Maſſenquartieren, Kaſernen, Schulen, 
öffentlichen Beluſtigungsorten, Theatern, Tanzlocalen, weiters Localitäten, in 
welchen Vieh geſchlachtet wird, oder in welchen ſonſt durch thieriſche oder 
pflanzliche Abfälle ſich üble Gerüche entwickeln, iſt vor allem auf die aus⸗ 
giebigſte Lüftung und Reinhaltung zu ſehen und die Desinfection fortgeſetzt 
vorzunehmen. | | 

8 6. Sofort nach Veröffentlichung diefer Verordnung iſt in allen Häuſern, 
zunächſt in ſtärker bewohnten und unſauberen, ferner in den Gaſthöfen, Her— 
bergen, Aſylen und ähnlichen Unterkunftsräumen eine genaue ſanitäre Inſpection 
zu pflegen, auf die unverzügliche Beſeitigung vorgefundener Miſsſtände zu 
dringen und längſtens innerhalb 14 Tagen durch eine Nachreviſion ſich die 
Gewiſsheit zu verſchaffen, daſs die Miſsſtände behoben worden find. 

§ 7. Überfüllte Wohnräume find unter voller Wahrung der humanitären 
Rückſichten ſoweit zu entleeren, bis der Belag thunlichſt dem Luftbedürfniſſe 
entſpricht. Auf den Zuſtand der Gefangenhäuſer und Arreſte iſt ein beſonderes 
Augenmerk zu richten. | 

§ 8. Da die Verſchleppung der Cholera vorzugsweiſe durch Reiſende 
aus Orten, in welchen dieſelbe herrſcht, und deren Effecten, beſonders durch 
mit Cholera⸗Entleerungen beſchmutzte Wäſche erfolgt, ſo hat eine beſonders 
genaue Beaufſichtigung der Hotels, Herbergen und ſonſtigen Unterkunftsorte 
für Fremde zu erfolgen und ſind die Inhaber ſolcher Localitäten verpflichtet, 
über das Eintreffen ſolcher Fremden und deren Geſundheitszuſtand ohne Ver⸗ 
zug der Ortsbehörde die Anzeige zu erſtatten und vorkommende, verdächtige 
Erkrankungsfälle ſofort zur Kenntnis dieſer Behörde zu bringen. 

Die Meldungsvorſchriften ſind demgemäß mit beſonderer Strenge zu 
handhaben und Perſonen, welche aus von der Cholera befallenen oder von ihr 
unmittelbar bedrohten Gegenden ankommen, der ärztlichen Unterſuchung und 
Beobachtung, ihre verunreinigten Wäſcheſtücke aber der Desinfection zu 
unterziehen. | 

Die Ortsbehörde hat dafür zu forgen, dafs Erkrankten die nöthige Unter- 
kunft, Behandlung und Pflege geſichert, zugleich aber alles eingeleitet werde, 
was zur Tilgung des Anſteckungsſtoffes und zur Verhinderung ſeiner weiteren 
Verſchleppung erforderlich iſt. . N 

8 9. Die Eiſenbahnen haben für die Reinhaltung und Desinfection der 
Bahnſtationen, der daſelbſt befindlichen Warteſäle und Reſtaurationen, ſowie 
der Aborte und Piſſoirs ſowohl auf den Stationen als in den Bahnwagen 
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zu ſorgen und die Behörden haben die Einhaltung dieſer Verpflichtung zu 


überwachen. 


§ 10. Eine beſondere Aufmerkſamkeit iſt den Wohnſtätten der armen 
Bevölkerung zuzuwenden, vorzüglich aber jenen Häuſern und Ortstheilen, welche 
bei früheren Epidemien von der Cholera beſonders ſtark und häufig heim⸗ 
geſucht worden ſind. Wohnungen, deren Benützung eine ernſte Gefahr für die 
Geſundheit mit ſich bringt, ſind zu ſchließen und ihre Bewohner anderwärts 
entſprechend unterzubringen. 

§ 11. Eine beſondere Sorgfalt iſt der Beſchaffung von reinem Trink— 
und Brauchwaſſer zuzuwenden. 

Die Lage und der Bauzuſtand der Brunnen, ſowie die Beſchaffenheit des 
Brunnenwaſſers iſt auf das ſorgfältigſte zu prüfen, vorgefundene Übelſtände 
ſind ſofort zu beſeitigen; falls aber die Beſeitigung unmöglich erſcheint, iſt die 
Benützung des Brunnens unmöglich zu machen. In der Nachbarſchaft von 
ef und Jauchegruben und Aborten befindliche Brunnen find fofort zu 
ſchließen. 

i In der Umgebung von Waſſereutnahmeſtellen iſt jede Verunreinigung, 
namentlich durch die Abfälle des menſchlichen Haushaltes, insbeſondere das 
Waſchen der Wäſche und der Hausgeräthe unterſagt. 

Zwingt die Waſſerarmut eines Ortes zur Benützung bedenklichen 
Brunnenwaſſers, fo find die Bewohner anzuweiſen, dasſelbe erſt nach dem 
Kochen und Wiedererkalten zu benützen. 

§ 12. Es wird allen betheiligten Organen zur ſtrengſten Pflicht gemacht, 
die Vorſchriften über die Lebensmittelpolizei im ausgedehnteſten Maße zu 
handhaben und gegen jede diesfällige Übertretung ſtrafweiſe vorzugehen, wenn 
ſolche Vorgänge ſich nicht etwa zur ſtrafgerichtlichen Behandlung eignen; nach 
Umſtänden iſt der betreffende Gewerbebetrieb ſogleich einzuſtellen. 

Der Hauſierhandel mit Lebensmitteln iſt ſtrengſtens zu überwachen, die 
Zuwiderhandelnden find mit aller Strenge zu beſtrafen, nach Umſtänden kann 
ein ſolcher Handel ganz eingeſtellt werden. 

Die Ausſtellung der Lebensmittel an und vor den Eingangsthüren und 
den Fenſtern des Verkaufslocales darf nur dann geduldet werden, wenn die— 
ſelben durch einen ſicheren Glasverſchluſs vor Staub und Verunreinigung 
geſchützt find. Die Verkaufslocale ſelbſt ſollen nicht unmittelbar mit Wohn- 
räumen in Verbindung ſtehen, am wenigſten aber dürfen letztere ſelbſt zur 
Vorräthighaltung von Victualien verwendet werden. 

8 13. Dem Armenweſen haben die Gemeinden und deren Sanitäts— 
commiſſion eine erhöhte Sorgfalt angedeihen zu laſſen und iſt daher beizeiten 
zu erforſchen, ob nicht die Armenverſorgung eine mangelhafte ſei, ob es an 


den erforderlichen Mitteln oder an deren richtiger Verwendung fehle, ob nicht 


durch Sammlungen, durch einen Appell an bekannte Wohlthäter und an 
humanitäre Vereine oder durch Gründung eigener Vereine die Noth der 
Armen zu lindern ſei. 

§ 14. Die Gemeinden haben fofort Abſonderungslocale (Nothſpitäler) 
für Kranke, die in ihren Wohnungen nicht die nöthige Pflege finden oder mit 
Rückſicht auf die übrigen Wohnungsgenoſſen unter denſelben nicht belaſſen 
werden dürfen, ſowie Unterkunftslocale für zu delogierende Geſunde beizuſtellen 
und mit allem Nöthigen zu verſehen, insbeſondere auch für ein hinreichendes, 
brauchbares Warteperſonale zu ſorgen und deſſen Entlohnung feſtzuſtellen. 

Das Nothſpital mufs eine möglichſt freie, geſunde Lage haben und dem 
größeren Verkehre entrückt, aber doch auch nicht für den Transport zu entlegen 
ſein. Wohnparteien dürfen ſich darin nicht befinden. Es mußs die nöthigen 
Einrichtungen und Geräthe zur Desinfection der Kranken, ihrer Kleider und 
Effecten, ſowie der Wäſche und Entleerungen entweder ſelbſt, oder in feiner 
unmittelbaren Nähe enthalten. In Aborte und Canäle, welche mit Wohn— 
gebäuden in Verbindung ſtehen, dürfen die Entleerungen nur im desinficierten 
Zuſtande entfernt werden. 

Gemeinden, in deren Gebiete eine Eiſenbahnſtation liegt, haben dieſes 
Nothſpital auch zur Aufnahme jener Reiſenden bereit zu halten, welche wegen 


Cholera-Erkrankung auf der Fahrt auswaggoniert werden. 


Cholerakrauke dürfen im allgemeinen nur in den für dieſelben beſtimmten 
Spitälern in Pflege genommen werden. 

Wenn Cholera⸗Erkrankungen in gewöhnlichen Spitälern oder in anderen 
Humanitätsanſtalten auftreten, ſind die betreffenden Individuen, inſoferne nicht 
hinſichtlich beſtimmter Anſtalten, z. B. Irrenanſtalten, durch die Behörden 
ne Maßnahmen getroffen ſind, gleichfalls in die Choleraſpitäler zu 
ringen. 

Den von den Gemeinden rechtzeitig errichteten Cholera-Nothſpitälern kann 
für die Dauer der Epidemie das Offentlichkeitsrecht zuerkannt werden. 

8 15. Die Gemeinde hat für den genügenden Vorrath an Desinfectiong- 
mitteln und in größeren Städten für die Errichtung von öffentlichen Des⸗ 
infectionsanſtalten unverzüglich zu ſorgen. 

Bei Armen iſt die Desinfection auf Koſten der Gemeinde durchzuführen. 

§ 16. Alle Maſſenanſammlungen find zu vermeiden und find alle jene 
Localitäten, in welchen ein ſtärkeres Zuſammenſtrömen von Menſchen ſtattfindet, 
einer beſonderen ſanitätspolizeilichen Überwachung zu uuterſtellen. 


II. Maßregeln bei ausgebrochener Cholera. 


§ 17. Sobald in einem Orte der erſte Cholerafall vorkommt oder die 
bereits erloſchene Seuche wieder ausbricht, iſt von dem Gemeindevorſteher 
hievon der Bezirkshauptmannſchaft telegraphiſch, oder falls dies nicht möglich 
iſt, auf dem kürzeſten Wege die Anzeige zu erſtatten. Zugleich hat der Orts- 
vorſtand die unverzügliche Einberufung der Sanitätscommiſſion zu veranlaſſen 
und das Nöthige betreffs der Iſolierung des Kranken ꝛc. einzuleiten. In 
Gemeinden mit eigenem Statute iſt dieſer Anzeigepflicht durch Erſtattung der 
Anzeige an die politiſche Landesbehörde nachzukommen. 
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Der Bezirksarzt hat ſich ſogleich nach dem Eintreffen der Anzeige behufs 
Feſtſtellung der Krankheit an Ort und Stelle zu begeben. Beſtätigt ſich der 
Ausbruch der Cholera, ſo ſind von ihm ſofort die nöthigen Weiſungen behufs 
Bekämpfung der Seuche zu ertheilen. = | 

§ 18. Es ift von der größten Wichtigkeit, die allererſten Cholerafälle 
richtig zu erkennen, weil durch unrichtige Diagnoſen einerſeits die beſte Zeit 
zum Einleiten der erforderlichen Maßregeln verloren geht, andererſeits aber auch, 
wenn kein wirklicher Cholerafall vorlag, eine ganz ungerechtfertigte Aufregung 
der Bevölkerung und ein nutzloſes Aufgebot von Maßnahmen vermieden werden 
kann. Bei den erſten Erkrankungen an Cholera und bei allen choleraverdächtigen 
Erkrankungen iſt die bacteriologiſche Unterſuchung womöglich der Dejecte des 
Lebenden, im Falle des tödtlichen Ausganges aber unter allen Umſtänden die 
des Dünndarminhaltes, ſowie die ſanitätspolizeiliche Obduction einzuleiten, be= 
ziehungsweiſe vorzunehmen. 

19. Sobald in einem Orte ein Cholerafall feſtgeſtellt iſt, tritt für jeden 
Inhaber (Eigenthümer oder Mieter) einer Wohnung die Verpflichtung ein, 
der Gemeindebehörde unverzüglich die Anzeige zu erſtatten, ſobald unter den 
Wohnungsgenoſſen ein Cholerafall vorkommt. ö 

Dieſe Anzeigepflicht obliegt auch dem behandelnden Arzte. Die Gemeinde— 
behörde hat die Ortsbewohner von dieſer Verpflichtung in ortsüblicher Weiſe 
in Kenntnis zu ſetzen und iſt über dieſe Verlautbarung eine ſchriftliche ämt— 
liche Beſcheinigung auszufertigen und der politiſchen Bezirksbehörde, beziehungs— 
weiſe der Landesbehörde einzuſenden. 

Auf die ſtrenge Erfüllung der Auzeigepflicht muſs mit allem Nachdruck 
gewirkt werden und iſt jede Unterlaſſung im Sinne der hohen Miniſterial— 
Verordnung vom 30. September 1857, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 198, zu ahnden. 

§ 20. Jeder Arzt iſt verpflichtet, außer der Erkrankung auch die Geneſung, 
Spitalsabgabe oder den Tod des Behandelten der Behörde anzuzeigen. 
| 8 21. Auf Grund der eingegangenen Anmeldungen von Cholera-Erkran⸗ 
kungen ſind Zuſammenſtellungen nach dem vom hohen Miniſterium des Innern 
vorgezeichneten und mit Statthalterei-Kundmachung vom 19. Juli 1892, Landes⸗ 
geſetz- und Verordnungsblatt Nr. 41, republicierten Muſter anzulegen, welche 
in Wien von den betreffenden ſtädtiſchen Arzten der Bezirke zu verfaſſen und 
täglich um 6 Uhr abends abſchließen, längſtens bis 8 Uhr des nächſten Morgens 
aber von der Sanitätscommiſſion unter deren Mitfertigung und ſammt den 
Einzelnanzeigen an das Stadtphyſikat einzuſenden ſind. 

Der Wiener Magiſtrat hat die vom Stadtphyſikate aus dieſen Zuſammen⸗ 
ſtellungen zu verfaſſenden numeriſchen Ausweiſe längſtens bis 12 Uhr mittags 
in das Sanitäts⸗Departement der k. k. nied.⸗öſterr. Statthalterei zu ſenden. 

In den Ortſchaften außerhalb Wiens hat die Verfaſſung der Zuſammen— 
ſtellungen wöchentlich, u. zw. von 12 Uhr nachts des Samstags bis dahin der 
nächſten Woche zu erfolgen, wenn nicht wegen größerer Intenſität der Epidemie eine 
kürzere Friſt beſonders angeordnet wird. Dieſe Verfaſſung obliegt dem Ge— 
meindearzte, die Einſendung aber der Sanitätscommiſſion, welche die Zuſammen⸗ 
ſtellung mitzufertigen hat; die Einzelnanzeigen find vor Conſtatierung der Epi- 
demie im Orte ſofort an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft (in Städten mit 
eigenem Statute an den Stadtrath) und von dieſer an die k. k. nied.⸗öſterr. 
Statthalterei einzuſenden, nach conſtatierter Epidemie aber der wöchentlichen 
Zuſammenſtellung beizuſchließen. | | 

Der k. k. Bezirksarzt, beziehungsweiſe der Stadtarzt, beſorgt die Ver— 
faſſung des Summariums nach Gerichtsbezirken und Gemeenden und in letzteren 
nach der zeitlichen Reihenfolge der Conſtatierung. 

Dieſe Bezirksſummarien ſind ohne Verzug an das Sanitäts-Departement 
der k. k. nied.⸗öſterr. Statthalterei einzuſenden. 

S8 22. Die Gemeindeärzte haben auf das häufigere Vorkommen von 
Cholerafällen in einzelnen Häuſern ein beſonderes Augenmerk zu richten, damit 
ſofort das Geeignete veranlafst werden kann. Auch iſt eine beſondere Aufmerk— 
ſamkeit auf die Erhebung der ätiologiſchen Momente zu verwenden und ſind 
der Urſprung, Gang, die Verbreitungsweiſe der Epidemie, ihr Feſtſetzen in be- 
ſtimmten Orten, Häuſergruppen und Häuſern, ſowie die hierbei mitwirkenden 
Umſtände genau zu verfolgen. Eur 

§ 23. Die Cholerakranken find in ihren Wohnungen zu iſolieren. Falls 
ungünſtige häusliche Vechältniſſe die Iſolierung nicht ermöglichen, iſt die Ueber- 
führung des Kranken in das Nothſpital zu bewirken; liegen die Umſtände derart, 
daſs die ſanitären Intereſſen beſſer gewahrt werden, wenn der Kranke in der 
Wohnung belaſſen wird, ſo iſt für die Delogierung der Geſunden zu ſorgen. 

§ 24. Zum Krankentransporte dürfen dem öffentlichen Verkehr dienende 
Fuhrwerke nicht benützt werden. Hat eine ſolche Benützung dennoch ſtattgefunden, 
ſo iſt das Gefährte zu desinficieren. N a . 

§ 25. Perſonen, welche mit Cholerakranken, deren Effecten oder mit 
Choleraleichen in Berührung gekommen ſind und ſich mit den Ausleerungen 
derſelben beſchmutzt haben, ſollen, bevor fie mit anderen Menſchen in Verkehr 
treten, ſich einer ſorgfältigen Reinigung unterziehen und insbeſondere, bevor 
ſie etwas genießen, ihre Hände mit Carbollöſung desinficieren. . 

26. In Räume, wo ſich Cholerakranke befinden, dürfen Lebensmittel 
nur für letztere gebracht werden; Eſſen und Trinken in dieſen Räumen iſt 
ſeitens Geſunder zu vermeiden. Hierüber ſind ſowohl die Angehörigen des 
Kranken, wie deſſen Wärter und ſonſtige Perſonen, welche mit dem Kranken in 
Verkehr kommen, das Dienſtperſonale ꝛc. zu belehren. 

§ 27. Ganz beſondere Aufmerkſamkeit iſt der Desinfection und Reinigung 
der Kleider, Wäſche und Betten der Kranken und Verſtorbenen zu widmen. 


Vor erfolgter Desinfection dürfen aus den Krankenräumen keinerlei Gegen⸗ 


ſtände entfernt werden und iſt hierauf umſo ſtrenger zu beſtehen, als durch das 
Verbringen ſolcher Gegenſtände in andere Orte am häufigſten die Seuche ver— 
ſchleppt wird. 

Vor allem find die Wäſcherinnen anzuweiſen, dafs fie Wäſche von 
Cholerakranken, ſowie Wäſche von Fremden während der Cholerazeit nie anders 
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als in desinficiertem Zuſtande zur Reinigung übernehmen, und ſind dieſelben 
insbeſondere zu verpflichten, daſs fie derartige Wäſche in beſonders hiefür be- 
ſtimmten Behältern transportieren und deren Reinigung abgeſondert von jeder 
anderen Wäſche vornehmen. 

Waſchanſtalten ſind diesbezüglich polizeilich zu überwachen. | 

828. Die Verſendung von gebrauchten Kleidungsſtücken, Wäſche, Betten 
und ſonſtiger Habe von Cholerakranken oder Verſtorbenen im nicht desinficierten 
und ungereinigten Zuſtande aus dem Choleraorte iſt verboten. Die Empfänger 
ſolcher Gegenſtände ſind aufmerkſam zu machen, dieſelben nicht in Gebrauch 
zu ziehen, bevor ſie ſich nicht von der bewirkten Desinfection und Reinigung 
Gewifßsheit verſchafft oder letztere zur größeren Sicherheit veranlasst haben. 

ö Das Einſammeln und der Transport von Hadern, abgetragenen Kleidern 
und dergl. in Choleragegenden iſt für die Dauer der Epidemie verboten. 

§ 29. Wohnräume, in welchen Cholerakranke verweilt haben, ſind, ſobald 
deren Benützung aufgehört hat, der ſorgfältigſten Desinfection, Reinigung und 
Lüftung zu unterziehen, bevor ſie von Geſunden wieder bezogen werden. 

30. Während des Herrſchens der Cholera in einem Orte dürfen in 
demſelben und ſeiner Umgebung keinerlei Veranſtaltungen getroffen werden, die 
ein größeres Zuſammenſtrömen von Menſchen in und nach dieſem Orte zur 
Folge haben. 5 

Feſtlichkeiten, Proceſſionen, Volksverſammlungen, Jahrmärkte u. dgl. ab- 
zuhalten, Vergnügungszüge zu veranſtalten, iſt verboten. 

§ 31. Unter Umſtänden find die Schulen in Choleraorten zu ſchließen. 
Jedenfalls ind außerhalb derſelben wohnende ſchulpflichtige Kinder vom Schul— 
beſuche in Choleraorten auszuſchließen, desgleichen dürfen Kinder aus Cholera— 
orten zum Schulbeſuche in einem noch unverſeuchten Orte nicht zugelaſſen werden. 

§ 32. Choleraleichen find thunlichſt bald nach vorgenommener Todten⸗ 
beſchau aus dem Sterbehauſe zu entfernen. Die Schauſtellung von Cholera— 
leichen iſt verboten, desgleichen der Zutritt Leidtragender in die Sterbewohnung; 
die Beerdigung iſt thunlichſt zu beſchleunigen, das Leichengefolge möglichſt zu 
beſchränken. | | 

In Orten, wo Leichenbeiſetzkammern fehlen, ſollen proviſoriſche auf den 
Friedhöfen errichtet werden. 9 ' 

Für Ortſchaften, die keinen eigenen Friedhof haben und deren gewöhn⸗ 
licher Begräbnisplatz, ohne andere Ortſchaften und frequente Straßen zu paffteren 
nicht erreichbar oder zu entlegen iſt, muſs ein Cholera-Friedhof ausgemittelt 
und angelegt werden. 

Die Überführung von, Choleraleichen in auswärtige Orte iſt während der 
Dauer der Epidemie und nach deren Erlöſchen nicht zuläſſig. 

8 33. Die Sanitätscommiſſionen haben während des Herrſchens der 
Epidemie ihre Thätigkeit mit umſo größerem Eifer fortzuſetzen. | 

Sie haben insbeſondere für die Aſſauierung des Ortes und die mög— 
lichſte Behebung der Urſachen, welche zur Bildung von Choleraherden Ver— 
aulaſſung gegeben haben oder geben können, zu ſorgen. | 

Namentlich iſt auch darauf zu ſehen, dajS bei herrſchender Epidemie die 
Räumung der Senkgruben auf das Nothwendigſte beſchränkt, deren Überlaufen 
verhindert, und dafs der ausgehobene Unrath nur entfernt von Wohngebäuden 
und Waſſerbehältern auf Feldern deponiert und verſcharrt werde; ferner, dajs 
aus dem Uutergrunde eines Choleraortes geſchöpftes Waſſer, wo Waſſerleitungen 
zugebote ſtehen, nicht benützt, der Brunnen eines Hauſes, in welchem Cholera 
auftritt, aber geſperrt werde. on | 2 

Dem öffentlichen Verkehre zugängliche Aborte und Bedürfnisanſtalten, 
deren Benützung durch Cholerakranke oder mit Choleradiarrhöe behaftete Per— 
ſonen zu beſorgen ſteht, find einer regelmäßigen Desinfection zu unterziehen. 

Tritt ein Cholerafall bei dem Inhaber eines Verkaufsgeſchäftes auf, ſo 
iſt darauf zu dringen, dass der Verkäufer mit der Krankeuſtube durchaus keinen 
Verkehr pflege; iſt dies nicht zu verhindern, ſo iſt das Verkaufslocale zu ſchließen. 

§ 34. Die Sanitätscommiſſion hat weiters dafür zu ſorgen, dafs es den. 
an der Cholera Erkrankten weder an der Unterkunft, noch an der ärztlichen 
Hilfe und Pflege gebricht. b 

Große induſtrielle Unternehmungen, welche eine ſolche Zahl von Arbeitern 
beſchäftigen, dafs die Gemeinde zur Unterbringung und Behandlung der Er— 
krankten nicht verhalten werden kann, ſind zur Errichtung eigener Cholera— 
ſpitäler mit genügender Bettenzahl auf ihre Koſten aufzufordern. 

In Gemeinden, in denen kleinere Truppenabtheilungen ſtehen, wo es ſo— 
nach im gemeinſamen Intereſſe gelegen iſt, dafs nicht ein beſonderes Militär- 
Choleraſpital errichtet werde, ſoll dahin gewirkt werden, dafs fi) die Gemeinden 
zur Aufuahme erkrankter Militärs in ihre Choleraſpitäler gegen Vergütung der 
entfallenden Verpflegskoſten durch das Militärärar bereit erklären, inſolange 
nicht die Zahl der Erkrankungen und der eigene Bedarf der Gemeinde dies 
unmöglich macht. | | | u 
§ 35. Stellt fi) mit Rückſicht auf die Zahl der Krauken und den Mangel 
ärztlicher Hilfe die Entſendung eines Epidemiearztes als nothwendig heraus, ſo 
iſt ſchleunigſt das diesfällige Anſuchen an die politiſche Bezirksbehörde zu ſtellen. 

Die Gemeinden haben den ſo entſendeten Arzten mindeſtens eine an- 
ſtändige Unterkunft zu beſchaffen; bei auswärtiger Verwendung iſt ihnen das 
nöthige Fuhrwerk zur Hin- und Rückfahrt von den verpflichteten Privaten oder 
Gemeinden beizuſtellen. N 

§ 36. Den an der Cholera erkrankten Armen iſt die ärztliche Hilfe und 
der Arzneibezug unentgeltlich auf Koſten der verpflichteten Gemeinde oder des 
betreffenden Armenfondes zu gewähren. | 

Su Orten, in denen die armenärztliche Behandlung durch eigene Sanitäts⸗ 
Organe beſorgt wird, find auf die Dauer der Epidemie alle zur Krankeu⸗ 
behandlung berechtigten Arzte ermächtigt, cholerakranken Armen auf Koſten der 
betreffenden Fonde unter Einhaltung der Ordinationsnorm zu ordinieren. 

§ 37. Für die Armenkrankenbehandlung in Wien iſt das geſammte hiezu 
berufene öffentlich angeſtellte Sanitätsperſonale (hievon jedoch die k. k. Armenärzte 
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nur inſolange, als dieſelben nach der Vereinbarung der k. k. Statthalterei mit dem 
Bürgermeiſter von Wien vom 1. December 1891, 8 6, überhaupt noch beſtehen, 
ebenſo die k. k. Polizeiärzte und die polizeiärztlichen Functionäre nur ſolange, 
als ſie noch bei der Armenkrankenpflege mitzuwirken haben), endlich aber die 
an deren Stelle ſeinerzeit von der Gemeinde Wien zu beſtellenden Arzte in 
Reviere zu vertheilen, um innerhalb derſelben die Armenbehandlung zu beſorgen. 
Zeigen ſich einzelne ſolche Bezirke in Bezug auf das Flächenausmaß oder die 
Dichtigkeit der Bevölkerung zu groß, ſo ſind dieſelben abzutheilen und eigene 
Aushilfs⸗Armenärzte zu beſtellen. „ 
Die Revierärzte haben nebſt der Armenbehandlung auch die Überwachung 
der Ausführung der ſanitären Anordnungen zu beſorgen. 
8 38. Zur Erzielung des nothwendigen raſchen Medicamentenbezuges 
haben. die Arzte während der Dauer der Epidemie die nothwendigſten gegen 
die Cholera zu verwendenden Medicamente mit ſich zu führen, um ſie bei 


Hausapotheken, ſowie die dispeuſierenden Arzte haben die für Cholerakranke 
beſtimmten Medicamente ſofort ohne Anſtand, mit Vorbehalt ihrer Erſatz— 
anſprüche zu erfolgen. 


III. Desinfectionsvorſchriften. 


§ 39. Bei der Desinfection der durch Choleradejecte verunreinigten oder 
der Verunreinigung verdächtigen Gegenſtände iſt in folgender Art vorzugehen. 

Die Entleerungen der Cholerakranken und Choleraverdächtigen ſind, ſoweit 
man derſelben habhaft werden kann, mit einer fünfpercentigen Carbollöſung zu 
vermiſchen, und zwar in einer Menge, dass fie mindeſtens den fünften Theil 
der Entleerung beträgt. Am ſicherſten iſt es, die Carbollöſung in den Nachttopf 
oder das Becken, mit welchem die Entleerung aufgefangen wird, zu geben, 
damit die Dejecte ſofort in die Carbollöſung hineinfallen. Die ungefähr fünf⸗ 
percentige Carbollöſung wird durch Miſchung von einem Maßtheil gereinigter 
zerfloſſener Carbolſäure mit 18 Maßtheilen Waſſer hergeſtellt. Zur Desinfection 
der Aborte und Nachttöpfe kann auch rohe Carbolſäure verwendet werden; von 
derſelben ſind jedoch mindeſtens zwei Theile auf 18 Theile Waſſer erforderlich. 

§ 40. Die mehrfach empfohlene Verwendung von Sublimat iſt ungeachtet 
der ſehr energiſchen Wirkung dieſes Mittels auf Bacterienculturen aus dem 
Grunde weniger ſicher, weil dasſelbe einerſtits beim Zuſammentreffen mit einer 
großen Anzahl organiſcher Körper und insbeſondere der eiweißartigen, feſte 
Verbindungen eingeht, die keine, oder wenig desinfectoriſche Eigenſchaften haben, 
anderſeits in Gefäße gebracht, welche Metallbeſtandtheile enthalten, eine Zer- 
ſetzung erfährt und dadurch unwirkſam wird; endlich weil die höchſt giftigen 
l des Sublimates es nicht zulaſſen, dasſelbe Unerfahrenen in die 

and zu geben. 

8 § 41. In den Krankenſtuben iſt ein Kübel bereit zu halten, der fünf- 
percentige Carbollöſung enthält, in welchen die mit Ausleerungen beſudelte 
Leib⸗ und Bettwäſche ſofort einzulegen und zum Zwecke der vollſtändigen Des⸗ 
infection mindeſtens zwölf Stunden zu belaſſen iſt. Von der Carbollöſung iſt ſo 
viel nachzugießen, daßs die Wäſcheſtücke vollſtändig von derſelben bedeckt bleiben. 
Erſt nach dieſer Zeit dürfen dieſelben der Waſchanſtalt zur Reinigung über- 
geben werden. 

5 42. Kleidungsſtücke, ſowie Betten und andere Effecten, für welche dieſe 
Art der Behandlung nicht anwendbar iſt, ſind in eigenen Apparaten mit heißen 
Waſſerdämpfen zu behandeln. Größeren Orten iſt die Beiſtellung von zu dieſem 
Zwecke conſtruierten transportablen Apparaten zu empfehlen, jo daſs die Des⸗ 
infection im Hofraume des Cholerahauſes ſelbſt vorgenommen und die Ver⸗ 
bringung der zur Desinfection beſtimmten Gegenſtände in das Desinfections⸗ 
locale vermieden werden könnte. 

Wo derartige Apparate fehlen, iſt ein geſchloſſener Behälter zu verwenden, 
in welchen die Objecte eingehängt oder auf eine Gitterunterlage aufgeſtellt 
werden. Der untere Boden iſt mit einem Rohre zu verſehen, in welchem der 
Dampf aus einem Dampfkeſſel eingeleitet wird. Der obere Theil des Behälters 
iſt mit einem dichtſchließenden Deckel zu verſehen, der ein Dampfausſtrömungs⸗ 
rohr enthält, welches jedoch nicht weiter ſein darf, als jenes, durch das 
der Dampf einſtrömt. Die Zeitdauer, während welcher die Gegenſtände der 
Wirkung des ſtrömenden Dampfes auszuſetzen ſind, hängt von der leichteren 
oder ſchwereren Durchdringbarkeit der Objecte ab. Kleider müſſen mindeſtens 
eine Stunde, dichtere Gegenſtände, Polſter, Matratzen mindeſtens zwei bis drei 
Stunden der Einwirkung des Dampfes ausgeſetzt bleiben. Die dem Dampf⸗ 
kaſten entnommenen Objecte ſind hierauf der Lüftung auszuſetzen und nach 
dem Trocknen auszufolgen. Wo ein Dampfkeſſel nicht zur Verfügung ſteht, kann 
ein größerer Waſchkeſſel oder eine Deſtillierblaſe nach Abnahme des Helmes 
verwendet werden, über welchen ein Holzfajs, das dicht an den Keſſel anſchließt, 
als Desinfectionsraum geſtellt wird. Der untere Faſsboden iſt durch einen 
Gitterboden erſetzt. In den oberen Boden iſt ein großes Bohrloch zum Aus⸗ 
ſtrömen des Dampfes angebracht, in welches ein Thermometer eingehängt werden 
kann, um ſich durch die Temperatur des entweichenden Dampfes, die bei 
100 Grad Celſius liegen muss, zu verſichern, daſs die Anſteckungsſtoffe wirklich 
vernichtet werden. 

Bettſtroh, Seegras und ſonſtige Gegenſtände von geringem Werte ſind 
zu verbrennen, ſtatt ſie einer Desinfection zu unterwerfen, bei der ſie gleichfalls 
unbenützbar würden. 

Die Leib⸗ und Bettwäſche und Kleidung jener Perſoneu, welche mit 
Cholerakranken in Berührung gekommen ſind, iſt in derſelben Weiſe wie jene 
der Cholerakranken zu behandeln. 

Solche Gegenſtände, welche ohne eingreifende Schädigung weder mit 
heißen Dämpfen, noch mit Carbollöſungen oder anderen wirkſamen Mitteln zu 
desinficieren ſind, wie Möbelpolſter, Cauapees, Wagen, die zum Transporte 
Cholerakranker gedient haben, ſind längere Zeit außer Gebrauch an einen 
warmen, luftigen, gegen Regen geſchützten Ort zu ſtellen, wenn nicht die Ent⸗ 
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fernung der Überzüge und deren Behandlung mit Desinfections⸗ und Reinigungs⸗ 
mitteln ſich als zweckmäßig herausſtellt. RR 

Mit den Ausleerungen verunreinigte Fußböden, Holzwände und derlei 
Möbel ſind mit Lappen, welche mit fünfpercentiger Carbollöſung durchfeuchtet 
ſind, abzuwaſchen. 

Die benützten Lappen ſind zu verbrennen. 

§ 43. Die Wohnzimmer, in welchen Cholerakranke gelegen find, find zu 
räumen, die Wände mit Kalk zu tünchen und dann einige Tage bis zum 
völligen Austrocknen zu lüften. Eventuell iſt das Austrocknen durch ſtarkes 
Heizen zu unterſtützen. 

44. Alle Perſonen, welche mit Cholerakranken oder deren Effecten zu 

thun hatten, müſſen ſich unmittelbar darauf mit fünfpercentiger Carbollöſung, 
hierauf mit Seife und ſchließlich abermals mit einem Desinfectionsmittel die 


Hände und ſonſtige beſchmutzte Körpertheile gründlich waſchen und reinigen. 
dringendem Bedarfe ſelbſt zu dispenſieren. Die Inhaber von öffentlichen und 


§ 45. Die zur Desinfection vorgeſchriebene Carbollöſung iſt unter Leitung 
und Aufſicht des Arztes herzuſtellen, oder aus Fabriken unter Garantie des 
geforderten Gehaltes, oder aus Apotheken zu beziehen; im letzteren Falle darf 
nicht der in der Arzneitaxe feſtgeſetzte Preis, der nur für die Carbolſäure als 
Arzneimittel gilt, angerechnet werden, ſondern mußs ſich der Apotheker mit dem 
üblichen Marktpreiſe begnügen. 

§ 46. Die Leichen dürfen nicht gewaſchen, ſondern nur in ein mit fünf⸗ 
percentiger Carbollöſung durchtränktes Leintuch gewickelt in den Sarg gelegt 
werden. 

§ 47. Zur Desinfection aller dem öffentlichen Verkehre zugänglichen Aborte, 
ſowie derjenigen der Cholerahäuſer iſt rohe Carbolſäure zu verwenden. Die 
jeweilig entleerten Abtrittsbehälter ſind mit einer Miſchung aus einem Theil 
roher Carbolſäure und neun Theilen Waſſer zu beſchütten, derart, daſs etwa 
der fünfte Theil des Rauminhaltes damit gefüllt iſt. Bei eintretendem Mangel 
an Carbolſäure wird zur Desinfection der Aborte Eiſenvitriol oder, wo es 
leicht aus Bleichkalkfabriken erhaltbar iſt, Chlormangan zu verwenden ſein. Von 
dieſen Salzen iſt ſoviel zur Desinfection der Aborte zu nehmen, dafs der Senk— 
grubeninhalt ſtets eine ſauere Reaction behält. Man rechnet auf Perſon und 
Tag etwa 25 bis 30 g. Eine beſondere Aufmerkſamkeit iſt nebſt der Des⸗ 
infection der Reinhaltung der Aborte und deren Lüftung zuzuwenden. Zur 
Spülung der Aborte und insbeſondere zur Ansſpülung des Trichters kann auch 
die ſogenannte „Wiener Löſung“ verwendet werden, beſtehend aus 100 g roher 
Carbolſäure und 200 g Eiſenvitriol in 2 1 heißem Waſſer aufgelöst. Es iſt 
zu bemerken, daßs die desinfectoriſche Wirkung der Metallſalze eine geringe ift, 
daſs fie aber wirkſamer die Entwicklung des widerlichen Geruches durch Bindung 
der bei der Fäulnis entſtehenden flüchtigen Zerſetzungsproducte hindern, als 
dies die Carbolſäure zu bewirken vermag. 

§ 48. Die Desinfection von Anſtandsorten kann auch durch Aufſtreuen 
von kräftigem Chlorkalk vorgenommen werden. Gleichzeitig Carbolſäure in 
Anwendung zu bringen, wäre deshalb zweckwidrig, weil dieſe Körper auf 
einander eine chemiſche Wirkung ausüben und das gebildete Product einen 
höchſt widerwärtigen Geruch beſitzt, der an Gegenſtänden hartnäckig anhaftet 
und ſelbſt durch ausgiebige Lüftung nicht zu beſeitigen iſt. 

Das Desinficieren mit gasförmigen Mitteln, vor allem das Ausſchwefeln 
der Aborte und Krankenräume, die Chlorräucherungen und die neueſtens em⸗ 
pfohlene Entwicklung von Bromdampf hat ſich als unſicher, meiſt ſogar als 
wirkungslos erwieſen. 

Es iſt Vorſorge zu treffen, daſs in jeder von der Epidemie betroffenen 
Gemeinde der nöthige Vorrath an Desinfectionsmitteln ſtets vorhanden ſei. 

IV. 

5 49. Eine für alle Schichten der Bevölkerung faſsliche und angemeffene 
Belehrung, ſowie Anleitung über das Verhalten während der Cholerazeit wird 
abgeſondert zur Verlautbarung gelangen. 

5 50. Die Beſtimmungen dieſer Verordnung treten mit dem Tage der 
Kundmachung derſelben in Wirkſamkeit. ö 


* *. 
*. 


(Städtiſches Donaubad.) Badeſaiſon 1892. 
Das ſtädtiſche Donaubad wurde in der diesjährigen Bade⸗ 
ſaiſon von 69.125 Badenden beſucht, welche ſich vertheilen: 


f 8 J. Claſſe 5.515 Perſonen 
Auf das Schwimmbaſſin ll. 7345 


I. Claſſe . .. 10.568 
auf die Vollbäder. | N 
f II. „ 45.609 „ 
auf die Separatbäder . „ 88 „ 
Zuſammen . 69.125 Badende. 
Hievon badeten: 
Männer Frauen Zuſammen 
Vom 29. Mai bis 15. Juni . 1.257 268 1.525 
„ 16. Juni „ 30. Juni . 3.290 1.089 4.379 
„ 1. Juli „ 15. Juli . . . 8.439 3.965 12.404 
„ 16. Juli „ 31. Juli . . 4.145 2.433 6.578 
4 1. Auguſt „ 15. Auguſt . . . 4.693 2.966 7.659 
„ 16. Auguſt „ 31. Auguſt. . . . 23.670 11.924 35.594 
„ 1. Septbr. „ 11. Septbb ... 508 478 986 
Summen . 46.002 23.123 69.125 
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Die größte Tages-Frequenz war am 21. Auguſt mit 
5.452 Badenden. Eintrittskarten ſind 643 ausgegeben und 


2.136 Schwiͤmmlectionen ertheilt worden. 
Vom 9. bis 14. Juni war die Anſtalt wegen Hochwaſſer 


geſchloſſen. 


Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 5. September 1892. 


(Fortſetzung.) 
Berté Emil — Verkauf von Büchern und Muſikalien — II., k. k. Prater, 

Ausſtellung. 

Matzuer Franz — Buch- und Muſikalienhandel — XVII., Hernals, 

Kirchengaſſe 45. 

Friedl Auguſt — Commiſſionswarenhandel — VII., Mariahilferſtraße 18. 
Roſenthal Joſef Victor — Commiſſionswarenhandel — VII., Maria— 

hilferſtraße 18. 

Fink Eduard — Druckſchrift-Herausgeber — III., Beatrixgaſſe 3. 
Woerl Leo — Druckſchrift-Herausgeber — J., Spiegelgaſſe 12. 
Gensthaler Eliſabeth — Einſpännergewerbe (Fortbetrieb) — VII., Neu— 

baugaſſe bei Nr. 1. 

Dutz Joſef — Fächermaler — V., Wimmergaſſe 5. 
Pribil Franz — Fleiſchhauergewerbe — III., Vor der Marxer-Linie, 

Schweineſchlachtbrücken. 

Furtner Karl — Fleiſchhändler — III., Großmarkthalle. 
Haslinger Anton — Fleiſchſelcherwaren-Verſchleis — XVII., Hernals, 

Lobenhauerngaſſe 39. 

Huka Anna — Fleiſchverſchleiß — III., Neuliuggaſſe 10. 

Schuſter Joſef — Fleiſchverſchleiß — V., Hundsthurmerplatz (Verkaufsſtand). 

Bidlo Franz — Selchwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Rötzergaſſe 35. 

Dlugogenski Victor — Aufſtellung eines Phonographen — II., k. k. Prater, 
Ausſtellung. 

Heller Eiſig ve! Ignaz — Friſeurgewerbe — II., Malzgaſſe IV. 

| Einfalt Franz — Gaſtgewerbe (Pacht) — XVIII., Währing, Neuwald— 

eggerſtraße 33. N 
Neuberger Johaun — Gaſtwirt — IV., Starhemberggaſſe 9. 

Wiesböck Franz Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XV., Fünfhaus, 

Schönbrunnerſtraße 13. 

Groblſchegg Katharina — Hauſierhandel mit Geflügel — VI., Wind— 

mühlgaſſe 115. 

Döbbel Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., k. k. Prater, Ans- 
tellung. 

a Drucker Ignaz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Hernals, Kircheng. 32. 
Grießer Johanna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Landongaſſe 16. 
Honis Thomas — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Gürtel— 

ſtraße 50. 

Neumann⸗Kohuer Giſela — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Serviteu— 

gaſſe 21. 

i Nothhaft Anton — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Sophienbrückeng. 5. 
Racek Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Tichtelgaſſe 15. 

Rauch Leopold — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Steiner— 
gaſſe 11. | 

Sauter Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Liechteuſte inſtraße 104. 
Schindler Adolf — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Zentagaſſe 8. 
Stanek Anton — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XVII., Hernals, 

Gſchwandnergaſſe 15. 

Victoris Friederike — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Unter-Meidling, 

Jahngaſſe 24. 

Waßmuth Katharina — Gemiſchtwaren Verſchleiß — XVII., Hernals, 

Kirchengaſſe 36. 

Wögerth Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Uuter-Meidling, 

Bonygaſſe 21. 

Würth Chriſtoph — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Novaragaſſe 53. 

Ehfrank Michael — Gewürzhandel — V., Wehrgaſſe 9. 

Kudera Karl — Handſchuhmacher — XVII., Hernals, Annagaſſe 44. 

Burecek reete Pureéek Auton — Kleidermacher — III., Kolonitzgaſſe 7. 
fraß Hölzl Joſef — Kleinfuhrwerk — XIII., Ober-St. Veit, Maria Thereften- 

traße 16. 

Karinger Johann — Kleinfuhrwerk — XIII., Unter⸗St. Veit, Kircheng. 23. 
Schuch Bertha — Kravatten-Erzeugung — XVII., Hernals, Kircheng. 6. 
Kraus Leopold — Kürſchnergewerbe — XVII., Hernals, Karlsgaſſe 14. 
Tröger Marie — Verſchleiß von Kurzwaren — III., Schimmelgaſſe 3. 
Matzner Franz — Leihbibliothek — XVII., Hernals, Kirchengaſſe 45. 
Ohly Albert — Marktvictualienhaudel — III., Auguſtinermarkt. 


Warmuth Francisca — »Marktvictualienhandel — III., Auguſtinermarkt. 
Aigner Karoline — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — IV., Hauptſtraße 83. 


Bauer Marie — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — III., Hetzgaſſe 38. 

Eiſeubauer Marie — Milchhandel — XV., Fünfhaus, Victoriagaſſe 3. 

Faber Marie — Milch-Verſchleiß — V., Matzleinsdorferſtraße 64. 

Schäffer Emilie — Milch-Verſchleiß — VII., Schottenfeldgaſſe 93. 

Weiner Johanna — Papier- und Schreibrequiſiten-Verſchleiß — XVII., 
Hernals, Roſenſteingaſſe 83. 
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Novotny Leopoldine — Pfaidlerei — V., Ketteubrückengaſſe 21. 

Wichtel Francisca — Pfaidlergewerbe — XIII., Penzing, Poſtſtraße 58. 

Trautmann H. — Verkauf von präparierten Pflanzen — II., k. k. Prater, 
Rotunde. ö 

Kıcera Ignaz — Verſchleiß von Pfeifen — II., Neſtroygaſſe 7. 

Frey Joſefine — Privatlehranſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichneu und 
Kleidermachen — IV., Favoritenſtraße 17. 

Rindskopf Paul — Proviſionsagent — II., Czerningaſſe 9. 

Bubenik Kaſpar — Schuhmacher — V., Krongaſſe 14. 

Glaßneck Martin — Schuhmacher — XVII., Hernals, Weinhauſerſtr. 

Mayer Franz — Schuhmacher — XVII., Hernals, Leitermayergaſſe 22. 

Langer Ernſt — Spengler — V., Pilgramgaſſe 24. 

Weiß Marie — Spirituoſenhandel — II., Obere Augartenſtraße 70. 

Peroutka Joſef — Tiſchlergewerbe — VI., Bienengaſſe 6. 

Zug Karl — Tiſchlergewerbe — II., Schüttelſtraße 53. 

Bruckmann Mathilde — Trödlerin — XV., Fünfhaus, Turnergaſſe 25. 

Kallmann Roſalia — Trödlergewerbe — VII., Mariahilferſtraße 120. 

Ottken Karl — Vereinsagentie — XVIII., Währing, Martinsſtraße 97. 

Ambros Julie — Victualien-Verſchleiß — IV., Klagbaumgaſſe 2. 

Frey Joſefine — Victualienhandel — XIII., Penzing, Tegetthoffſtraße 23 a. 

Samek Magdalena — Victualien-Verſchleiß — III., Stammgaſſe 6. 

Orbes Andreas — Wäſcheputzer — XVII., Hernals, Frauengaſſe 8. 

Mareſch Thereſia — Wein- und Brantweinhandel — XVII., Hernals, 


1372] 
33. 
2 


| Alsbachſtraße 47. 


Lots Regine — Zeitungs-Verſchleiß — III., Salmgaſſe 16. 
Schindler Hans — Zimmermaler — V., Reinprechtsdorferſtraße 27. 
Szücs Emma — Zuckerbäckergewerbe (Fortbetrieb) — I., Schottenring 9. 


*. 
*+ 


Gewerbeaumeldungen vom 6. September 1892. 
Hammerſchlag Dr. Paul — Hof- und Gerichtsadvocat — J., Bräunerſtr. 9. 
Kozie Dr. Karl v. — Advocat — J., Bräunerſtraße 10. 

Kratter Dr. Friedrich R. v. — Advocat — J., Habsburgergaſſe 9. 
Schleſinger Dr. Richard — Hof- und Gerichtsadvocat — I., Nibelungen— 

gaſſe 10. 

Ulbnig Dr. Richard — Advocat — I., Kohlmarkt 5. 
Schaumburg⸗Fleiſcher Wolfgang — Buchhandel — J., Wollzeile 29. 
Kautz Joſef — Decoratiousmaler — VIII., Blindengaſſe 12. 

Friedl Barbara — Einſpännergewerbe — XIV., Rudolfsheim, Schweglerſtr. 
Hofmeiſter Ignaz — Fiſch- und Krebſenhandel — J., Fiſchmarkt. 
Söllner Anna — Gaſt- und Schankgewerbe (Fortbetrieb) — XV., Finf- 

haus, Oſterleingaſſe 6. 

Aufreither geb. Marſchall Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., 

Höfergaſſe 1. 


Hornov Johaun — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Thereſieugaſſe 68. 
Janota Francisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, 


Zinkgaſſe 13. 

Fürſt Johaun — Graveurgewerbe — VI., Liniengaſſe 6. 

Meißl Anton — Kaffeeſieder — II., Kleine Schiffgaſſe 2. 

Kargel Johann — Kleinfuhrgewerbe — XVIII., Währing, Wienerſtr. 48. 

Heront Antonia Auna — Butter- und Milch-Verſchleiß — XIII., Hacking, 
Auhofſtraße 88. 

Purſch Thereſia — Milch-Verſchleiß — XIII., Penzing, Gärtuergaſſe 14. 

Tasler Suſanna — Milch-Verſchleiß — V., Einſiedlerplatz 17. 

Lindner Leon — k. k. Notar — J., Tuchlauben 11. 

Beruert Moriz — Sattlergewerbe — XVIII., Währing, Herrengaſſe 22. 

Reiuthaller Karl — Schloſſer — XV., Fünfhaus, Fuchsgaſſe 4. 

Januſch Auna — Verkauf von Schul- und Gebetbücheru — IV., 
Rainergaſſe 1. 

Heß Franz — Sodawaſſer-Verſchleiß — XVIII., Währing, Kreutzg. 49. 

Percy H. — engliſche Theater-Geſellſchaft — II., Carltheater. 

Kaiſer Michael — Tiſchlergewerbe — VII., Andreasgaſſe 2. 

Maſchek Adalbert — Tiſchler — XIV., Rudolfsheim, Schönbrunnerſtr. 58. 

Jagendorfer Joſef — Victualienhandel — XIII., Unter-St. Veit, 

Kirchengaſſe 10. 

Liſitzey Maria — Victualienhandel — VIII., Florianigaſſe 25. 

Bamböck Karl — Zimmerputzergewerbe — XVIII., Weinhaus, Herreng. 18. 

1 * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 7. September 1892. 


Götz Theodor — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Börſe. 

Schneider recte Schlöglbauer Franz — Brantwein- und Thee. Verſchleiß 
— III., Wälliſchgaſſe 27. 

Schäfer Anton — Buchbinder — VII., Burggaſſe 51. 

Kaiſer Philipp — Drechslergewerbe — XVI., Ottakring, Waguergaſſe 39. 

Berghammer Ferdinand — Einſpännergewerbe — V., Kettenbrückengaſſe. 

Rudiuetz Emanuel — Einfpännergewerbe — X., Himbergerſtraße 18. 

Vaeth Georg — Fleiſchſelchergewerbe — X., Himbergerſtraße 151. 

Jeſchina Franz — Fleiſch-Verſchleiß — I., Hoher Markt. 

Barth Leopold — Wirtsgewerbe — X., Rothenhofgaſſe 9. 

Ehrfurt Adolf — Gaſtwirt — XII., Unter-Meidling, Ferdinandsgaſſe 35. 
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Junger Franz Joſef — Gaſtwirt — XII., Ober-Meidling, Schönbrunner 
Hauptſtraße 154. 

Muß Andreas — Wirtsgewerbe — V., Blechthurmgaſſe 5. 

Schönhofer Johann — Wirt — III., Hauptſtraße 73. 

Horowitz Samuel — Geflügelhandel — I., Am Schanzl. 

Mazanek Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XVI., Neulerchenfeld, 
Haberlgaſſe 49. 

Prix Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Quellengaſſe 98. 

Rons Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Lercheu— 
felderſtraße 33. | 

Wachert Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Lammgaſſe 8. 

Sauer Heinrich — Graveur — VII., Seidengaſſe 44. f 

Batiſta Marianne — Marktvictualien-Verſchleiß — X., Eugenplatz. 

Maxian Marie — Marktvictualienhandel — XVI., Neulercheufeld, Markt 
in der Brunnengaſſe. 

Bollinger Johann — Mehlagentie — II., Frucht- und Mehlbörſe. 

Marihart Marie — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — V., Rampersdorfer— 
gaſſe 19. f 

Marzelle Joſefa — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Markt in der Brunnengaſſe. 

Werderitſch Marie — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Friedmanugaſſe 29. . 

Schuſter Ernſt — Handel mit Olfarbendruckbildern — IV., Belvedere— 
gaſſe 20. 

Rohr, geborene Beyaus Maria — Verſchleiß von Papier und Kurzwaren 
— I., Wallnerſtraße 11. 

Narosy auch Narosny Karoline, geborene Despot — Pfaidlerin — XVI., 
Neulerchenfeld, Gürtel 33. 

Glöckl Mathias — Schuhmacher — III., Stammgaſſe 6. 

Pertl Karl Wenzel — Singſpielhalle — II., k. k. Prater, Ausſtellung, 
Tonhalle. 

Holomek Thereſia — Sonn- und Regenſchirm-Verſchleiß — V., Hunds— 
thurmerſtraße 119. 

Fried Jakob — Spengler — II., Untere Augartenſtraße 13. 

Ulbricht Barbara — Tiſchlergewerbe (Fortbetrieb) — XIII., Ober— 
St. Veit, Auhofſtraße 23. 

Bilka Anna — Victualien-Verſchleiß im Umherziehen — IX., Höferg. 2. 

Dittrich Johanna — Victualien-Verſchleiß im Umherziehen — X., Puchs— 
baumgaſſe 50. 


Janowsky Franz — Victualienhandel — XVI., Ottakring, Ganſterer— 
gaſſe 9. 
Bauer Leopoldine — Wäſche-Feinputzerei — X., Siccardsburggaſſe 11. 
Vanzura Francisca — Wäſcheputzerei — XVI, Ottakring, Langegaſſe 3. 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 9. September 1892. 


Müller Stephan — Bildhauer — VI., Luftbadgaſſe 15. 
Winter Alfred — Handel mit Börſeeffecten — I., Wiener Börſe. 
Weißenberger Joſef — Drechsler — VI., Hirſchengaſſe 24. 
Kohn Moriz — Druckſchrift-Herausgabe — II., Ferdinandsſtraße 15. 
Kohn Moriz — Federnſchmücker — VII., Zollergaſſe 13. 
Zwettler Alexander — Feigenkaffee-Erzengung — XVII., Hernals, 
Hauptſtraße 10. 
Wagner Michael — Fleiſchwaren-Verſchleiß — III., Großmarkthalle. 
Jarabek Rudolf — Friſeur und Raſeur — V., Embelgaſſe 51. 
Pabousek Johann — Friſeur — III., Erdbergerlände 10. 
Stöger Adolf — Friſeur- und Raſeurgewerbe — VI., Stumpergaſſe 16. 
Basrechy Wenzel — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Kolonitzgaſſe 9. 
Buchbinder Bernhard — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Wallenſtein— 
ſtraße 12. ö 
Levin, geborene Speer Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Novara— 
aſſe 39. 
Likrat Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IV., Autonburggaſſe 4. 
Matits Johanna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Heruals, Roſen— 
ſteingaſſe 29. 
Poſſelt Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Ungargaſſe 29. 
Schlimm Guſtav — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Embelgaſſe 32. 
Voglhut Iſak — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Floßgaſſe 9. 
Vorliéek Francisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Paulusgaſſe 1. 
Vytejcek Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Liliengaſſe 3. 
Wolff Jenny — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Hundsthurmerſtraße 108. 
Ehmann Leo — Verſchleiß von Giften — I., Käruthnerſtraße 59. 
Hauke Otto — Handel mit Grabſteinen — III., Faſangaſſe 31. 


Lumpe Anton — Kleinhandel mit Holz, Kohle und Coaks — IV., Trappel- 


gaſſe 7. | 
Ramhofer Suſanna — Handel mit Honig und Gemüſe im Umherziehen 
— XII., Unter-Meidling, Franzensgaſſe 20. 

Strimpf Barbara — Handel- mit Honig und Gemüſe im Umherziehen — 
XII., Unter-Meidling, Franzensgaſſe 20, 

Stettner Frauz — Huf- und Wagenſchmied — II., Dresduerſtraße 29. 

Mittermayer Roſalia — Verſchleiß von Kalendern und Gebetbüchern — 
J., Am Hof. 

Cernoch Joſef — Kleidermacher — III., Hetzgaſſe 20. 

Krippel Anna — Herrenkleidermachergewerbe (Fortbetrieb) — VII., Stift— 
gaffe 27. N 
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Macek Franz — Kürſchner — III., Erdbergerſtraße 58. 

Breitenſeher Johann — Verſchleiß von Leinen- und Baumwollwaren — 
XVIII., Währing, Kirchengaſſe 8. 

Wagner Willibald — Mehl- und Gries⸗Verſchleiß — III., Steingaſſe 19. 

Bucher Johann Albin — Chemiſche Metallgravierung — VIII., Benno— 


gaſſe 21. 5 
Daub Guſtav — Metallſchläger — V., Hundsthurmerſtraße 77. 
Friedmann Karoline — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — V., Sieben— 


brunnengaſſe 6. 

Döbbel Johannes — Verkauf von Muſikalien — II., k. k. Prater, Aus— 
ſtellung. 

Huber Anton — Muſiker — III., Barichgaſſe 20. 

Angermann Emilie — Kunſtblumen-Erzeugung — V., Anzengruberg. 16. 

5 Schwanda Anna — Naturblumenhaudel — XVII., Dornbach, Haupt- 

ſtraße 34. 5 

Herzfeld Jakob — Verſchleiß von Olfarbendruckbildern — II., Kloſter— 
neuburgerſtraße 21. N 

Winter Marie — Pfaidlergewerbe — III., Apoſtelgaſſe 4. 

Scholz Franz — Verſchleiß von Pretioſen — III., Adamsgaſſe 7. 

Olbrich Hermine — Privatlehranſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichnen 
und Kleidermachen — IV., Starhemberggaſſe 28. 

Haubeckh Max und Dr. Ruſſel Joſef Eugen — Neifeburean — J., Franz 


Joſefs⸗Quai 1a. 


Eördek Stephan — Schuhmacher — XVII., Hernals, Blumengaſſe 22. 

Reinberger Karl — Schuhmacher — XIII., Hacking, Bahngaſſe 2. 

Thierrichter Johanna — Schuhmachergewerbe (Fortbetrieb) — VII., 
Schottenfeldgaſſe 51. 

Graber Max — Schuhwaren-Verſchleiß — III., Hauptſtraße 18. 

Großmann Eugenie — Verſchleiß von Schul- und Gebetbüchern — 
XVII., Hernals, Krongaſſe 31. 

Peſchl Heinrich — Selchwaren-Verſchleiß — V., Rampersdorfergaſſe 28. 

Langſchwert Martin — Tiſchler — XVII., Hernals, Krongaſſe 21. 

Pospiſchil Vincenz — Uhrmacher — VII., Schotteufeldgaſſe 65. 

Roſenberger Ludwig — Uhrmachergewerbe — II., Neſtroygaſſe 9. 

Bartal Suſanna — Vietnalienhandel — XVII., Hernals, Bergſteigg. 29. 
of Schottowa Ferdinand — Vietualienhandel — XVIII., Währing, Haupt— 
traße 6. 

Sperlich Roſalia — Vietnalienhandel — XVII., Hernals, Rötzergaſſe 36. 

Vléek Anna — Victualienhandel im Umherziehen — XVII., Hernals, 
Annagaſſe 43. 

Wuppinger Marie — Victualienhandel — XII., Unter-Meidling, Damm— 
gaſſe 13. 

Poſtnelek Marie — Weiß- und Buntſtickerei — XVII., Hernals, Kirchen— 
gaſſe 8. 

Neumayer Hermine, Edle von Hünenburg — Zeitungs- Verſchleiß — 
III., Rennweg 14. 

Deutſch Eliſe — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — I., Rotheuthurmſtraße 16. 


** * 
* 


Gewerbeaumeldungen vom 10. September 1892. 


Dorn Georg — Bäckergewerbe — IX., Brünulgaſſe 4. 

Wayß Guſtav Adolf und Schuſter Rudolf — Betonbaunnternehmung — 
II., Kaiſerplatz 6. ö 

Schulhof Regina — Kaffeeſiedergewerbe — II., Taborſtraße 11. 

Schulbaum Fanni — Federnſchmückergewerbe — VI., Meravigliagaſſe 3. 

Twaroch Eduard — Fleiſchhauer — XVII., Heruals, Joſefigaſſe 24. 

Czerny Emerich — Gaſtwirt — XVII., Hernals, Lobenhauerngaſſe 49. 

Deutſcher Karl — Gaſtwirtsgewerbe — II., Jägerſtraße 16. 

Fuchs Ludwig — Wirtsgewerbe — VI., Mollardgaſſe 3. 

Keller Karl — Wirtsgewerbe — V., Matzleinsdorfer Frachtenbahnhof. 

Lorenz Karl Wilhelm v. — Gaſtwirtsgewerbe — II., Webergaſſe 25. 

0 5 Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Veronika— 
gaſſe 7. 
Klein Dorothea — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Ober-Döbling, 
Hauptſtraße 28. 

Wolfsgruber Eliſabeth — Kleinhandel mit Holz und Kohlen — IV., 
Thereſianumgaſſe 3. ö 

Babadek Franz — Herrenkleidermacher — VI., Mariahilferſtraße 29. 

Krumpholz Franz — Kleidermachergewerbe — XIX., Ober-Döbling, 
Hauptſtraße 8. 

Mankowski Julie — Kleidermacherin — J., Bräunerſtraße 2. 

Pereles Wilhelmine — Koftgebung — VI., Amerlingſtraße 9. 

Hrusz Joſef — Obſt- und Grünwarenhandel — IX., Liechtenſteinſtraße 38. 

Skorepa Marie — Hauſieren mit Obſt, Grünzeug und Gebäck — II., 
Pazmanitengaſſe 14. 

Schneider Anna — Pfaidlerei — VII., Nenbangaſſe 61. 

Sieß Bertha — Privatunterricht im Clavierſpiel und Geſang — II., Obere 
Donauſtraße 25. f 

Michovilly Marie — Privatunterricht in der franzöſiſchen Sprache — 
II., Taborſtraße 53. 

Haberſohn Karoline — Feilbieten von Reibſand und Waſchelu im Umher— 
ziehen — XVII., Hernals, Karlsgaſſe 12. 5 

Fell Barbara — Selchwaren-Verſchleiß — IX., Hahngaſſe 3. 

Noſſeg Chriſtoph — Stadtlohnfuhrwerk — V., Johannagaſſe 18. 

Fiſcher Karl — Waſſerleitungs-Inſtallateur — IX., Kolingaſſe 6. 
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Gewerbeanmeldungen vom 12. September 1892. 
Houech Joſef — Bäckergewerbe — XVI., Neulerchenfeld, Grundſtein- 


gaſſe 16. a 
: Riedl Johaun — Buchbinder — III., Reisuerſtraße 21. 
Seeholzer Karoline — Dieuſtvermittlung — XVI., Neulerchenfeld, 


Thaliaſtraße 23. . ö 

Kißlinger Roſalie — Einfpännergewerbe — X., Columbusplatz. 

Müllner Johann — Fleiſchſelchergewerbe — XVI., Neulercheufeld, Haupt— 
ſtraße 61. f N 

Gilly Sidonie — Verſchleiß von photographiſchen Anſichteu — IX., 
Währingerſtraße 2/4. N 

Herczegh Paul — Fragner — K., Laxenburgerſtraße 29. 

Biſinger Friedrich — Gaſthausgewerbe — XVI., Ottakring, Langeg. 49. 

Mayrhofer Johaun — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Himmelpfortg. 3. 

Müllner Michael — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Haus— 
labgaſſe 16. | u m. 

5 Sedlacek Auna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Heiuegaſſe 19. 
Nedoma Karl — Glasbläſer — VI., Stumpergaſſe 38. 


Rejſchek Adalbert — Goldarbeitergewerbe — XVI., Neulerchenfeld, Neu— | 


mayergaſſe 40. . . na 

Buchtel Eduard — Grünzeughandel — XVI., Ottakring, Marktplatz. 

Walter Chriſtine — Haderuhaudel — XVI., Ottakriug, Lienfelderg. 22. 

Arthofer Raimund — Kaffeeſchauk — IV., Fünfhaus, Zwölfergaſſe 2; 

Heller Katharina — Kaffeeſchauk — XV., Füufhaus, Würffelgaſſe 1b. 

Neumann Theodor — Kaffeeſieder — J., Kohlmeſſergaſſe 2. 

Schwarz Karl — Kleinfuhrmaun — VL, Mollardgaſſe 70. * 

Keplinger Antonia — Kunſtblumen-Erzeugung — VII., Siebenſterng. 55 
7 


Treidl, geb. Dryaczek Marie — Handel mit Maculaturpapier — 
Kumpfgaſſe 5. r a 
Guttmann, geb. Teinert Karoline — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — 


XV., Neulerchenfeld, Kirchſtetterngaſſe 44. N 

Kalauſek Ferdinand — Milch- Verſchleiß — XVI., Ottakring, Hauptſtr. 57. 

Pulz Karoline — Milch- und Cauditeu Verſchleiß — IIV., Rudolfsheim, 
Ruſtengaſſe 7. | EBEN 

Paßler Raimund — Muſik-Juſtrumentenmacher — XVI., Neulercheufeld, 
Grundſteingaſſe 28. ln . 

Bondi, geb. Huß Elſa — Verſchleiß von Papier, Schreib- und Zeichen— 
requiſiten — VII., Stiftgaſſe 3. 2 A ); 

Bondi, geb. Huß Elſa — Verſchleiß coueeſſiousfreier Preſs-Erzeugniſſe — 
VII., Stiftgaſſe 3. ER . RR 

Stadler Regina — Spirituoſeuhaudel — X., Raaberbahngaſſe 20. 

Schmitt Mieczislaus — Director des polniſchen Theaters in Lemberg — 
II., k. k. Prater, Ausſtellungstheater. 

Chowansky Thereſia — Wäſcheputzerin — VI., Kurzgaſſe 3. 


4 + 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 13. September 1892. 
Dörr Anna — Bäckerei — X., Waldgaſſe 39. 
Beueſch Johann — Cantine — VIII., Laudougaſſe 12. ee 
Hirſch Franz Rudolf — Couvert-Erzeugung — IX., Schwarzſpanier⸗ 
ſtraße 10. 
Jacobi Friedrich — Drechsler — I., Tuchlauben 18. 3 
Scheuermaun Johann — Einſpäunergewerbe — XII., Unter-Meidliug, 
Bahnhof. | on 
Skalka Valentin — Friſeur und Raſeur — VII., Burggaſſe 43. 
Czak Francisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Cluſiusgaſſe 5. 
Kögler Auna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Obere Amtshausg. 19. 
Panfuß Frauz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., QJuelleugaſſe 60. 
Reich Albert — Gemiſchtwaren-Verſchleis — III., Unter-Meidling, 
Radetzkygaſſe 26. : . 
Reiß Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Gaudeuzdorf, Gärtuer— 
aſſe 8. n 
* Smejkal Karoline — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Hundsthurmer— 
ſtraße 44. (Das Weitere folgt.) 


3. 5630 ex 1892. 
Nundmachung. 


(Eiuſichtnahme in den Hauptrechnungs-⸗Abſchluſs pro 1891.) 


Der Magiſtrat hat den Hauptrechnungs-Abſchluſs der Gemeinde 
Wien, und zwar für die Bezirke I bis X für das Jahr 1891 an 
den Stadtrath geleitet und liegt dieſes Rechnungs-Operat vom 
19. September l. J. angefangen im Sinne der Beſtimmungen des 
§ 51 des Gemeindejtatutes für die k. k. Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien durch 14 Tage zur öffentlichen Einſicht im Präſidial— 
bureau des Wiener Gemeinderathes, I., Lichtenfelsgaffe, Nathhalts, 
Stiege 5, 1. Stock, während der gewöhnlichen Amtsſtunden auf. 
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Dies wird hiemit im Sinne der weiteren Beſtimmungen des 
citierten Geſetzes mit dem Beifügen zur allgemeinen Kenntnis ge— 
bracht, daßs allfällige Erinnerungen der Gemeindemitglieder über 
den genannten Rechnungs-Abſchluſs im Präſidialbureau des Wiener 
Gemeinderathes zu Protokoll genommen werden. 

Wien, am 16. September 1892. 
Der Bürgermeiſter: 
Dr. Johann N. Prix. 

Ad Prot.⸗Nr. 145107 
Nef.⸗Nr. 5304 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Lieferung der Hundemarken für das 
Jahr 1893 wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und 
Reſidenzſtadt Wien am 26. September d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Bureau des Herru Magiſtratsrathes Silberbauer, 
im neuen Rathhauſe (1. Stock, Departement III), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die allgemeine und ſpecielle 
Vorſchrift im Stadtbauamte während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.-Stempelmarke per Bogen zu ver— 
ſehenden Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſcheu Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. | 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhaudlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 


ſämmtlichen Offereuten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Nefidenzitadt 
Wien, am 7. September 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 161130 
Ref.⸗Nr. 2382 ex 1892. V. 


Kundmuchung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeit für die Neupflaſterung 
der Stiftgaſſe zwiſchen der Gürtelſtraße und Bergſteiggaſſe im 
XVII. Bezirke im veranſchlagten Koftenbetrage von 6534 fl. 74 kr. 
nebſt 300 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt— 
und Reſidenzſtadt Wien am 23. September d. J., prätiſe um 
10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzauin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 


Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 


einſehen. 
Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 
3* 
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Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.-Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Haupteaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchräukte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 10. September 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 159639 
Ref.⸗Nr. 2367 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſterungsarbeiten für die Neu⸗ 
pflaſterung der inneren Fahrſtraße am Neubangürtel von der 
Weſtbahuſtraße bis zur Goldſchlagſtraße im veranſchlagten Koſten— 
betrage von 3595 fl. 8 kr. und 200 fl. Pauſchale wird vom 
Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 
20. September d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Burean 
des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanuiun), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, den Koſtenanſchlag 


und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte 


ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Pro- 
jecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 5 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Haupt— 
caſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion 
zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebeuen 
Form anusgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 


die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält. 


ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. September 1892. 283 
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Ad Prot.⸗Nr. 159628 
Ref.⸗Nr. 2366 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibnng.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeiten für die Neupflaſterung 
des weſtlichen Theiles der Rampe zur Schmelzbrücke im XV. Bezirk 
im veranſchlagten Koſtenbetrage von 919 fl. 14 kr. und 100 fl. 
Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz— 
ſtadt Wien am 19. September d. J., präciſe um 10 Uhr vor⸗ 
mittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebuiſſes der Offertverhandlung, ſowie 


die uneingeſchräukte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 


ſich der Magiſtrat vor. 
Bon Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 7. September 1892. 2—3 


Ad Prot. Nr. 162480 
Ref.⸗Nr. 2404 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaftererarbeit für die Umpflaſterung 
der Fahrſtraße am Ottakringer Marktplatze im XVI. Bezirke im 
verauſchlagten Koſtenbetrage von 3375 fl. 37 kr. und 350 l. 
Panſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſi— 
denzſtadnt Wien am 22. September d. I., präciſe um 11 Uhr 
vormittags, in Burcau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert⸗ 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plau, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 
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Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodaun die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr-Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. | 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 11. September 1892. 2—3 


Ad Prot.-Nr. 159630 ex 1892. 
Ref.-Nr. 2368. v. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeiten für die Umpflaſterung 
der Schulgaſſe im XIV. Bezirke (Sechshaus) im veranſchlagten 
Roftenbetrage von 1179 fl. 99 kr. und 100 fl. Pauſchale wird 
vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
am 20. September d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, im 
Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung eutſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.-Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhaudlungs-Commiſſion zu 
übergeben. | 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Rattfication des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vol Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſideuzſtadt 

Wien, am 7. September 1892. 2—3 


= 


| 
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XV. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung 1. der Baumeiſterarbeiten im veranſchlagten 
Koſtenbetrage per 14.243 fl. 70 kr.; 2. der Eiſenconſtructions⸗ 
arbeiten im veranſchlagten Koſtenbetrage per 16.339 fl. 71 kr.; 
3. der Zimmermanunsarbeiten im veranſchlagten Koſtenbetrage per 
10.199 fl. 98 kr.; 4. der Lieferung der erforderlichen Klinker- und 
Steinzengwaren im veranſchlagten Koſtenbetrage per 5372 fl. 95 kr. 
aus Anlass der projectierten Erweiterung der Schweinehalle und 
Errichtung von Saumelſtänden nüchſt den Szälläſen am Ceutral⸗ 
Viehmarkte wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien am 22. September d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Dr. Krona⸗ 
wetter, im nenen Rathhauſe (5. Stiege, Mezzanin), eine öffent⸗ 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, die Ausmaße, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen 
und ſpeciellen Bedingniſſe im Stadtbauamte, Stiege 4, im Bureau 
des Herrn Ober-Ingenieurs Clauſer während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.-Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 


desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 


Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 5. September 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 162478 
Ref.⸗Nr. 2402 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeit für die Umpflaſterung 
der Burg- und Breitegaſſe im VII. Bezirke von der Laſtenſtraße 
bis zur Siebenſterugaſſe im veranſchlagten Koſtenbetrage von 
6317 fl. 56 kr. und 200 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der 
f. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien am 21. September d. J., 
präciſe um 10 Uhr Vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent- 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Kojtenanfchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 
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Exemplare der bezüglichen Vorschrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinftimmung zu 
bringen, 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 


und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 


zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über deu bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebeuen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht geuommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, den 10. September 1892. 23 


Ad Prot.⸗Nr. 158377 
Ref.⸗Nr. 2347 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeit für die Herſtellung 
von Riunſalen und Übergängen im XVI. Bezirke Ottakring im 
veranſchlagten Koſtenbetrage von 1393 fl. 93 kr. wird vom 
Magiftrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien am 
21. September d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, im Burcan 
des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können das Ausmaß, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden: Original- Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
eu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebeuen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. September 1892. 28 


beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
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Ad Prot. Nr. 162475 ex 1892. 
Ref.⸗N 2399. V. 


7 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeit für die Neu-, reſp. 
Umpflaſterung von Theilen der Brunneugaſſe im XVI. Bezirke 
im verauſchlagten Koſtenbetrage von 5466 fl. 36 kr. wird vom 
Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien am 
22. September d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Burean 
des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzauin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Autsſtunden 
einſchen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original- Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.-Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. September 1892. 2—3 


Prot.⸗Nr. 977 22 
Ref.⸗Nr. 1025. XIV 


Rund machung. 


(Offertausſchreibung.) 


ex 1892. 


Wegen Vergebung des Hufbeſchlages für die Pferde der 
Wieuer ſtädtiſchen Feuerwehr wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs— 
haupt- und Reſidenzſtadt Wien, am Donnerstag, den 29. Sep⸗ 
tember d. I, präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des 
Herrn Magiſtratsrathes Stenzinger, im Rathhanſe (3. Stiege, 
II. Stock), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können die allgemeinen und ſpeciellen 
Bedingniſſe bei dem ſtädtiſchen Feuerwehr⸗-Commando, I. Bezirk, 
Am Hof Nr. 9, während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 
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Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das Vadium per fünfhundert Gulden anzuſchließen, oder aber die 
Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ansgeftattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 12. September 1892. 2 


Kundmachung. 


(Schiffsjungenſchule der k. und k. Kriegsmarine.) 
Zufolge Erlaſſes der k. k. n.⸗ö. Statthalterei ddto. 25. Auguſt 
1892, Pr.⸗Z. 5473, find Geſuche um Aufnahme als Schiffs— 
jungen ſtempelfrei an das „k. und k. Militär-Hafencommando zu 
Pola“ durch das dem Domicil des Bittſtellers nächſtgelegene Er— 
gänzungsbezirks-Commando zu überreichen. 

NB. Nähere Auskunft über Zweck, Aufnahmsbedingungen und 
Einrichtung der Schiffsjungenſchule — ſiehe erſte Notiz sub „All— 
gemeine Nachrichten“ der Nummer 72. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 13. September 1892. 2—3 


3. 162240 
XVII. 


Kundmachung. 


(Licitation.) 


Aut 11. und 12. October 1892, eventuell auch an den 
folgenden Tagen, werden Pretioſen, Taſchen- und Pendeluhren, 
Spiegel, Möbel, Nähmaſchinen, feuerfeſte Caſſen, Spengler, 
Taſchner- und Schuhwaren, Operngläſer, Kleider und Kleider— 
ſtoffe, Claviere, Geſchäftseinrichtungen u. ſ. w. im Wege der öffent— 
lichen Verſteigerung an den Meiſtbietenden gegen bare Bezahlung 
hinfangegeben werden. 

Kaufluſtige wollen ſich an den genannten Tagen im Rath⸗ 
hanſe, VI. Hof, Parterre einfinden. 

Die Auctionsſtunden ſind von 9 Uhr vormittags bis 1 Uhr 
nachmittags. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 7. September 1892. 2—3 


Kundmachung. 


(Ergänzungswahl eines Reichsraths⸗Abgeordneten für den J. Wiener 
Gemeindebezirk.) 

Nachdem mit Kundmachung der k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 
3. September 1892 die Ergänzungswahl eines Reichsraths-Abge— 
ordneten für den J. Bezirk ausgeſchrieben und der 10. October 1892 
als Wahltag feſtgeſetzt wurde, jo wird in Gemäßheit der SS 25 und 26 
der Reichsraths-Wahlordnung zur geſetzlichen Conſtatierung der 
Wahlberechtigten Folgendes zur öffentlichen Kenntnis gebracht: 
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1. Die nach den Beſtimmungen der SS 9 und 20 der Reichs— 
raths⸗Wahlordnung verfassten Wählerliſten werden durch acht Tage, 
d. i. vom 15. bis incl. 22. September 1892, täglich von 9 Uhr früh 
bis 2 Uhr nachmittags, im nenen Rathhauſe, Stiege 8, Mezzauin, 
im Steuer⸗ und Wahl⸗Cataſter zu jedermanns Einſicht aufliegen. 

2. Reclamationen gegen die Wählerliſten können daſelbſt 
während dieſer Friſt eingebracht werden. 

Die rechtzeitig eingebrachten Reclamationen werden innerhalb 
drei Tagen der k. k. Statthalterei vorgelegt, deren Entſcheidung in 
jedem Falle endgiltig iſt. Reclamationen, die nach Ablauf dieſer 
Friſt einlangen, werden als verſpätet zurückgewieſen. 

3. Die Beſtimmungen über den Ort, die Zeit und die Art 
der Wahl werden ſeinerzeit zur öffentlichen Kenntnis gebracht werden. 

Wien, am 15. September 1892. 


Der Bürgermeiſter: 
Dr. Joh. N. Prix. 


M.-3. 143012 


KAQundmachung. 


(Rechnungs-Abſchlüſſe des Johannesſpital⸗ und Großarmenhaus⸗ 
Stiftungsfondes pro 1891.) 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
wird hiemit bekanntgemacht, dafs die Rechnungs-Abſchlüſſe der in 
der Verwaltung der 1 Wien ſtehenden Johannesſpital⸗ 
und Großarmenhaus⸗Stiftuugsfonde im Sinne des § 51 des 
Gemeindeſtatutes vom 12. September 1892 angefangen durch 
14 Tage im h. ä. Armendepartement zur öffentlichen Einſicht 
aufliegen. 

Allfällige Erinnerungen der Gemeindemitglieder in Bezug auf 
die Verwaltung der genannten beiden Fonde werden im erwähnten 
Departement zu Protokoll genommen und bei der Prüfung der 
Rechnungs-Abſchlüſſe in Erwägung gezogen werden. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ nud Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. September 1892. 2—3 


3. 108777 
XI. 


Kundmachung. 


(Rechunngs⸗Abſchluſs des Wiener Bürgerladfondes pro 1891.) 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit öffentlich bekanntgemacht, dafs im Sinne der 
§§ 50 und 51 des Gemeindeſtatutes der Stadt Wien der Rechunngs⸗ 
Abſchluſs pro 1891 des in der Verwaltung der Gemeinde Wien 
ſtehenden Bürgerladfondes vom 15. September 1892 an durch 
14 Tage im Armen-Departement des Magiſtrates im Rathhauſe 
zur allgemeinen Einſicht aufliegt. 

Allfällige Erinnerungen der Gemeindemitglieder in Anſehung 
der Verwaltung des vorbezeichneten Fondes werden daſelbſt ent— 
gegengenommen und nach Ablauf obiger Friſt dem Gemeinde— 
rathe zu Prüfung und Entſcheidung vorgelegt werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 12. September 1892. 2—3 
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M 8 3014 | Interpellationen: u 

XI. 6. Gem.-Rath Herrdegen, betreffend feinen Antrag auf Errich— 
tung einer ſtädtiſchen Dienſtvermittluugs-Anſt allt. . .. 222 

1 undmachung. 7. Gem.⸗Rath Brauneiß, betreffend den Mangel au Brunnen in 

der Nähe des Weſtbahnhofes 5 e 
(Rechnungs⸗Abſchlüſſe des Wiener allgemeinen Verſorgungsfondes 8. i g e verſchiedeue Maßnahmen in ae: 
und des Wiener Landwehrfondes pro 1891.) 9. Gem.-Rath Brauneiß, betreffend die Herſtellung eines über⸗ j 

u ganges für Fußgänger über den Bahnkörper zwiſchen der Schmelz— 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 1 12 15 Penzinger Viaduet und die een i 
e 0 5 ge 9 5 ; Halteſtelle dase 8 . . 2228 

. bekanntgemacht, dass der Rechunngs Abſchlußs des u 10. Derſelbe, betreffend die Vertretung des Gemeinderathes bei der 
der Verwaltung der Gemeinde Wien ſtehenden Wiener allgemeinen Abfahrt des Infanterie-Regimentes Nr. S.. 2228 

. ; 5 Miener ohr⸗ 11. Gem.⸗Räthe Eigner und Purſcht, betreffend die Canaliſierun 
Verſorgungsfondes pro 1891, ſowie jener des Wiener Landwehr VVV 1295 


fondes pro 1891 im Sinne des § 51 des Gemeindeſtatutes vom 
12. September 1892 angefangen durch 14 Tage im h. ä. Armen- 
departement zur öffentlichen Einſicht aufliegen. 

Allfällige Erinnerungen der Gemeindemitglieder werden im 
erwähnten Departement zu Protokoll genommen und bei der 
Prüfung der Rechnungs⸗Abſchlüſſe in Erwägung gezogen. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. September 1892. 2—3 


3. 151337 
XI. 


Kundmachung. 
(Armenſtiftung.) 

Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, dass demnächſt die 
II. Semeſter 1892 fällig gewordenen Intereſſen des Dr. Franz 
Heiß'ſchen Stiftungscapitales für arme Verwandte des Stifters 
im Betrage von 364 fl. 87½ kr. zur Vertheilung gelangen 
werden. | 

Jene armen Verwandten des Stifters, welche auf den Genuss 
dieſer Stiftung Anſpruch erheben zu können glauben, haben ihre 
Geſuche, welche mit legalen Zeugniſſen über die Armut, die 
mindere Erwerbsfähigkeit, des vorgerückten Alters oder die Gebrechen 
des Bittſtellers, dann mit der Nachweiſung über die Verwandtſchaft 
mit dem Stifter belegt ſein müſſen, in Wien bei dem Magiſtrate, 
auf dem Lande bei den betreffenden k. k. Bezirkshauptmannſchaften 
bis 30. September 1892 zu überreichen. 

Auf ſpäter einlangende Geſuche wird keine Rückſicht genommen 
werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 27. Auguſt 1892. 3—3 
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